* * %
*

*
*

* 4 *

EUROPAISCHE UNION

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT DER RAT

Briissel, den 2. April 2014
(OR. en)

2011/0366 (COD) PE-CONS 142/13

JAI 1164

ASIM 118
MIGR 147
ASILE 54
CADREFIN 383
CODEC 3031

GESETZGEBUNGSAKTE UND ANDERE RECHTSINSTRUMENTE

Betr.: VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds zur Anderung der
Entscheidung 2008/381/EG des Rates und zur Aufhebung der Entscheidungen
Nr. 573/2007/EG und Nr. 575/2007/EG des Européischen Parlaments und des
Rates und der Entscheidung 2007/435/EG des Rates

PE-CONS 142/13 AMM/mhz
DGD DE



VERORDNUNG (EU) Nr. .../2014
DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom

zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds
zur Anderung der Entscheidung 2008/381/EG des Rates und
zur Aufhebung der Entscheidungen Nr. 573/2007/EG
und Nr. 575/2007/EG des Europiischen Parlaments und des Rates
und der Entscheidung 2007/435/EG des Rates

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf Artikel 78

Absatz 2 und Artikel 79 Absétze 2 und 4,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,
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nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,
nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses’,
nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen?,

gemih dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren?,

! ABI. C 299 vom 4.10.2012, S. 108.
? ABI. C 277 vom 13.9.2012, S. 23.
Standpunkt des Europédischen Parlaments vom 13. Miarz 2014.
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in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1

2

3)

“4)

Das Ziel der Union, einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu schaffen,
soll unter anderem durch eine gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl und
Einwanderung verwirklicht werden, die sich auf die Solidaritit der Mitgliedstaaten griindet
und gegeniiber Drittlindern und deren Staatsangehorigen angemessen ist. Am 2. Dezember
2009 hat der Européische Rat anerkannt, dass mehr Flexibilitdt und Kohérenz bei den
Finanzmitteln in der Union sowohl hinsichtlich des Anwendungsbereichs als auch der
Anwendbarkeit erforderlich ist, damit die Politikentwicklung in den Bereichen Asyl und

Migration gefordert wird.

Als Beitrag zur Entwicklung der gemeinsamen Asyl- und Einwanderungspolitik der Union
und zur Stirkung des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts unter
Beriicksichtigung der Grundsétze der Solidaritdt und der Lastenteilung zwischen den
Mitgliedstaaten und der Zusammenarbeit mit Drittlindern sollte mit dieser Verordnung der

Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (im Folgenden "Fonds") eingerichtet werden.

Der Fonds sollte dem Bediirfnis nach mehr Flexibilitit und Vereinfachung Rechnung
tragen und dabei den Anforderungen an die Berechenbarkeit geniigen und eine gerechte
und transparente Mittelverteilung sicherstellen, damit die in dieser Verordnung dargelegten

allgemeinen und spezifischen Ziele erreicht werden konnen.

Die Effizienz der Maflnahmen und die Qualitét der Mittelverwendung sind Leitprinzipien
bei der Durchfiihrung des Fonds. Auflerdem sollte der Fonds so wirkungsvoll und

nutzerfreundlich wie moglich durchgefiihrt werden.
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)

(6)

(7

®)

Die neue Zwei-Saulen-Struktur der Finanzierung im Bereich Inneres sollte zur
Vereinfachung, Rationalisierung, Konsolidierung und Transparenz der Finanzierung in
diesem Bereich beitragen. Bei den verschiedenen Fonds und Programmen sollte auf
Synergien, Kohdrenz und Komplementaritdt geachtet werden, auch im Hinblick auf die
Zuweisung von Mitteln flir gemeinsame Ziele. Allerdings sollte jegliche

Uberschneidungen zwischen den Finanzierungsinstrumenten vermieden werden.

Mit dem Fonds sollte ein flexibler Rahmen geschaffen werden, innerhalb dessen die
Mitgliedstaaten Finanzmittel im Rahmen ihrer nationalen Programme erhalten konnen, um
entsprechend ihrer besonderen Situation und ihren besonderen Bediirfnissen unter
Beriicksichtigung der allgemeinen und besonderen Ziele des Fonds die unter diesen Fonds
fallenden Politikbereiche zu unterstiitzen, fiir die die finanzielle Unterstiitzung am

wirksamsten und am besten geeignet ist.

Der Fonds sollte der Solidaritit durch finanzielle Unterstiitzung fiir die Mitgliedstaaten
Ausdruck verleihen. Er sollte die wirksame Steuerung der Migrationsstrome in die Union
in jenen Bereichen verbessern, in denen die Union unter anderem durch die Aufteilung der
Verantwortlichkeiten zwischen den Mitgliedstaaten und Drittlindern sowie durch die
Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Drittlindern den groBten zusétzlichen Nutzen

erbringen kann.

Um einen Beitrag zur Verwirklichung des allgemeinen Ziels des Fonds zu leisten, sollten
die Mitgliedstaaten dafiir sorgen, dass ihre nationalen Programme Maflnahmen vorsehen,
die den spezifischen Zielen dieser Verordnung entsprechen, und dass die Mittel so
zwischen den einzelnen Zielen aufgeteilt werden, dass die Ziele erreicht werden konnen.
Falls ein Mitgliedstaat ausnahmsweise von den in dieser Verordnung festgesetzten
Mindestprozentsitzen abweichen will, sollte er dies in seinem nationalen Programm

ausfiihrlich begriinden.
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9) Um eine einheitliche Asylpolitik von hoher Qualitét zu gewahrleisten und hohere
Standards beim internationalen Schutz anzuwenden, sollte der Fonds zu einem wirksamen
Funktionieren des gemeinsamen europdischen Asylsystems beitragen, das Maflnahmen
beziiglich Politik, Gesetzgebung und Kapazititsaufbau umfasst, und dabei mit anderen

Mitgliedstaaten, Unionseinrichtungen und Drittlindern zusammenarbeiten.

(10) Die Bemiihungen der Mitgliedstaaten, den Besitzstand der Union im Asylbereich
vollstidndig und ordnungsgemifB umzusetzen und insbesondere Vertriebenen und
Antragstellern auf internationalen Schutz sowie Personen, die internationalen Schutz
genieBen, geeignete Aufnahmebedingungen zu gewéhren und eine korrekte Feststellung
ihres Status im Einklang mit der Richtlinie 2011/95/EU des Européischen Parlaments und
des Rates' zu ermoglichen, gerechte und wirksame Asylverfahren anzuwenden und
bewéhrte Praktiken im Asylbereich zu fordern, sollten unterstiitzt und intensiviert werden,
damit die Rechte der Personen, die internationalen Schutzes bediirfen, gewahrt werden und

die Asylsysteme der Mitgliedstaaten effizient funktionieren konnen.

Richtlinie 2011/95/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011
iber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status fiir

Fliichtlinge oder fiir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des zu
gewidhrenden Schutzes (ABI. L 337 vom 20.12.2011, S. 9).
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(1D

(12)

(13)

Um den Entscheidungsprozess im Rahmen des gemeinsamen européischen Asylsystems
qualitativ zu verbessern, sollte der Fonds auch gemeinsame Anstrengungen von
Mitgliedstaaten zur Ermittlung, Weitergabe und Forderung bewihrter Praktiken und zur

Schaffung von Strukturen fiir eine wirksame Zusammenarbeit angemessen unterstiitzen.

Der Fonds sollte die Tétigkeiten des mit der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des
Europiischen Parlaments und des Rates' eingerichteten Europaischen Unterstiitzungsbiiros
fiir Asylfragen (im Folgenden "EASO") zur Koordinierung der praktischen Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten in Asylfragen, zur Unterstiitzung der Mitgliedstaaten, deren
Asylsystem besonders stark beansprucht wird, und zur Mitwirkung bei der Umsetzung des
gemeinsamen europdischen Asylsystems ergdnzen und verstdarken. Die Kommission kann
die Moglichkeit, die die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Européischen
Parlaments und des Rates? bietet, nutzen und dem EASO spezifische auBBerplanméfige
Aufgaben tibertragen, beispielsweise die Koordinierung der Neuansiedlungsmafnahmen

der Mitgliedstaaten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 439/2010.

Der Fonds sollte die Bemiihungen der Union und der Mitgliedstaaten unterstiitzen, die
darauf gerichtet sind, die Fahigkeit der Mitgliedstaaten zur Fortentwicklung, zum
Monitoring und zur Evaluierung ihrer Asylpolitik nach Maf3gabe ihrer Pflichten im

Rahmen von bestehendem Unionsrecht zu verbessern.

Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai
2010 zur Einrichtung eines Européischen Unterstiitzungsbiiros fiir Asylfragen (ABIL. L 132
vom 29.5.2010, S. 11).

Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europédischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und
zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABI. L 298 vom
26.10.2012, S. 1).
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(14) Der Fonds sollte die Bemiithungen der Mitgliedstaaten unterstiitzen, den Fliichtlingen und
Vertriebenen, die dem Hohen Fliichtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR)
zufolge fiir eine Neuansiedlung in Frage kommen, in ihrem Hoheitsgebiet internationalen
Schutz und dauerhafte Losungen zu bieten, wie beispielsweise die Einschitzung des
Neuansiedlungsbedarfs und die Uberstellung der betreffenden Personen in ihr Hoheits-
gebiet, um ihnen dort eine sichere Rechtsstellung zu gewdhren und ihre wirksame

Integration zu fordern.

(15) Aus dem Fonds sollten neue Konzepte fiir einen sichereren Zugang zu Asylverfahren
gefordert werden, die insbesondere auf die wichtigsten Transitlinder ausgerichtet sind, wie
etwa Schutzprogramme fiir besondere Gruppen oder bestimmte Verfahren zur Priifung von

Asylantrigen.

(16) Entsprechend der Natur des Fonds sollten daraus zwischen den Mitgliedstaaten vereinbarte
freiwillige Lastenteilungsmafnahmen, in deren Rahmen Personen, die internationalen
Schutz genieflen, und Personen, die internationalen Schutz beantragen, von einem

Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat iiberstellt werden, gefordert werden konnen.
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(17) Partnerschaften und die Zusammenarbeit mit Drittlindern zur Gewahrleistung einer
angemessenen Steuerung des Zustroms von Personen, die Asyl oder eine andere Form des
internationalen Schutzes beantragen, sind ein wesentlicher Bestandteil der Asylpolitik der
Union. Um zum frithestmoglichen Zeitpunkt Zugang zu internationalem Schutz und
dauerhafte Losungen zu bieten, auch im Rahmen regionaler Schutzprogramme, sollte der

Fonds eine starke Neuansiedlungskomponente umfassen.

(18) Um die Integration in die europdischen Gesellschaften zu verbessern und zu verstarken,
sollte der Fonds die legale Zuwanderung in die Union entsprechend dem wirtschaftlichen
und sozialen Bedarf der Mitgliedstaaten erleichtern und die Vorbereitung auf den
Integrationsprozess bereits im Herkunftsland der zuziehenden Drittstaatsangehdrigen in die

Wege leiten.
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(19)

(20)

@2y

Der Fonds sollte um der Effizienz und des grofStmoglichen zusitzlichen Nutzens willen
gezielter zur Unterstiitzung kohdrenter Strategien eingesetzt werden, die gegebenenfalls
speziell auf die Forderung der Integration von Drittstaatsangehorigen auf nationaler,
lokaler und/oder regionaler Ebene zugeschnitten sind. Diese Strategien sollten vor allem
durch lokale oder regionale Behorden oder nichtstaatliche Akteure umgesetzt werden, ohne
die nationalen Behorden auszuschlielen, insbesondere falls die administrative Struktur
eines Mitgliedstaats dies erforderlich macht oder wenn Integrationsmafnahmen in einem
Mitgliedstaat eine gemeinsame Zustindigkeit des Zentralstaates und der dezentralisierten
Verwaltungsebene darstellen. Die durchfiihrenden Einrichtungen sollten aus der
Bandbreite verfligbarer Malnahmen jene auswihlen, die auf ihre besondere Situation am

besten passen.

Die Mittel des Fonds sollten im Einklang mit den in der gemeinsamen Integrationsagenda

genannten gemeinsamen Grundprinzipien der Union fiir die Integration eingesetzt werden.

Die Integrationsmafinahmen sollten sich im Interesse eines umfassenden Integrations-
konzepts auch auf Personen erstrecken, die internationalen Schutz genieflen, und dabei die
Besonderheiten dieser Zielgruppen beriicksichtigen. Sind mit Aufnahmemafinahmen
IntegrationsmafBnahmen verbunden, so sollte gegebenenfalls auch die Einbeziehung von

Personen, die internationalen Schutz beantragen, mdéglich sein.
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(22)

(23)

Im Interesse einer kohdrenten Politik der Union fiir die Integration von Drittstaats-
angehorigen sollten mit dem Fonds nur spezifische MaBBnahmen gefordert werden, die die
durch den Européischen Sozialfonds geférderten MaBnahmen ergénzen. Die fiir die
Umsetzung des Fonds zustidndigen Behorden der Mitgliedstaaten sollten deswegen
verpflichtet werden, Mechanismen fiir die Kooperation und Koordinierung mit den
Behorden, die von den Mitgliedstaaten mit der Verwaltung des Europédischen Sozialfonds

betraut wurden, einzurichten.

Aus praktischen Griinden konnen einige Mallnahmen eine Gruppe von Menschen
betreffen, fiir die besser eine gemeinsame Losung gefunden wird, ohne zwischen ihren
einzelnen Mitgliedern zu unterscheiden. Daher sollte den Mitgliedstaaten, die dies
wiinschen, die Mdglichkeit eingerdumt werden, in ihren nationalen Programmen
vorzusehen, dass sich IntegrationsmafBnahmen auch auf die ndchsten Verwandten des
betreffenden Drittstaatsangehdrigen erstrecken kdnnen, sofern dies fiir ihre wirksame
Durchfiihrung erforderlich ist. Unter "nichsten Verwandten" wéren die Ehegatten, Partner
sowie alle direkten Verwandten des betreffenden Drittstaatsangehorigen in absteigender

oder aufsteigender Linie, die sonst vom Fonds nicht erfasst wiirden, zu verstehen.
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24)

(25)

(26)

Der Fonds sollte die Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung von Strategien zur Organisation
der legalen Migration unterstiitzen und ihre Fahigkeit zur Entwicklung, zur Durchfiihrung,
zum Monitoring und zur generellen Evaluierung aller Zuwanderungs- und Integrations-
strategien, -konzepte und -mafnahmen fiir Drittstaatsangehorige einschlielich der
Rechtsinstrumente der Union starken. Ferner sollte er den Austausch von Informationen
und bewdhrten Vorgehensweisen und die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen

Verwaltungen sowie mit anderen Mitgliedstaaten fordern.

Die Union sollte das Instrument der Mobilitétspartnerschaft als wichtigsten strategischen,
umfassenden und langfristigen Kooperationsrahmen mit Drittlindern fiir die Migrations-
steuerung weiter und umfassender nutzen. Der Fonds sollte ferner Maflnahmen im Rahmen
der Mobilitétspartnerschaften unterstiitzen, die entweder in der Union oder in Drittlindern
durchgefiihrt werden und in erster Linie auf den Bedarf und die Prioritdten der Union
abgestellt sind, insbesondere um eine kontinuierliche Finanzierung einer Maflnahme

sowohl innerhalb der Union als auch in Drittldindern zu gewéhrleisten.

Die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur Verbesserung des Managements der Riickkehr
von Drittstaatsangehorigen in all seinen Aspekten mit dem Ziel einer steten, gerechten und
wirksamen Umsetzung der gemeinsamen Riickkehrnormen, wie sie insbesondere in der
Richtlinie 2008/115/EG des Europiischen Parlaments und des Rates' festgelegt wurden,
sollten weiter unterstiitzt und geférdert werden. Der Fonds sollte die Ausarbeitung von
Riickkehrstrategien auf nationaler Ebene im Rahmen des Ansatzes eines integrierten
Riickkehrmanagements sowie Maflnahmen zu ihrer wirksamen Umsetzung in Drittlindern

fordern.

Richtlinie 2008/115/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember
2008 tiber gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfithrung
illegal aufthéltiger Drittstaatsangehdriger (ABI. L 348 vom 24.12.2008, S. 98).
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(27) Zur freiwilligen Riickkehr von Personen, einschlieBlich Personen, die zuriickgefiihrt
werden wollen, obwohl sie nicht zum Verlassen des Hoheitsgebiets verpflichtet sind,
sollten Anreize fiir die betreffenden Riickkehrer, zum Beispiel eine Vorzugsbehandlung in
Form einer verstédrkten Riickkehrhilfe, vorgesehen werden. Diese Form der freiwilligen
Riickkehr liegt im Interesse sowohl der Riickkehrer als auch der Behorden, was das
Kosten-/Nutzen-Verhéltnis anbelangt. Den Mitgliedstaaten sollte nahegelegt werden, der

freiwilligen Riickkehr den Vorzug zu geben.

(28) Politisch gesehen sind jedoch die freiwillige und die erzwungene Riickkehr miteinander
verkniipft und verstérken sich gegenseitig, und die Mitgliedstaaten sollten daher im
Rahmen ihres Riickkehrmanagements dazu angehalten werden, verstirkt darauf zu achten,
dass sich diese beiden Formen der Riickkehr ergdnzen. Abschiebungen sind erforderlich,
um die Integritdt der Einwanderungs- und Asylpolitik der Union sowie der
Einwanderungs- und Asylsysteme der Mitgliedstaaten zu gewéhrleisten. Die Moglichkeit
der Abschiebung ist also eine grundlegende Bedingung dafiir, dass diese Politik nicht
unterminiert und dass der Rechtsstaatlichkeit Geltung verschafft wird, was wiederum eine
wesentliche Voraussetzung flir den Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts darstellt. Aus dem Fonds sollten daher auch gegebenenfalls Mallnahmen der
Mitgliedstaaten zur Erleichterung von Abschiebungen im Einklang mit den im Unionsrecht
festgelegten Standards und unter vollstdndiger Achtung der Grundrechte und der

Menschenwiirde der Riickkehrer unterstiitzt werden.
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(29) Wesentlich ist, dass der Fonds spezifische MaBBnahmen zugunsten von Riickkehrern im
Riickkehrland fordert, um fiir ihre tatsdchliche Riickkehr in ihre Herkunftsstadt oder
-region unter guten Bedingungen zu sorgen und ihre dauerhafte Reintegration in ihre

Gemeinschaft zu erleichtern.

(30) Die Riickiibernahmeabkommen der Union sind ein wichtiger Bestandteil ihrer Riick-
kehrstrategie und ein zentrales Instrument fiir die wirksame Steuerung der Migrations-
strome, da sie die rasche Riickkehr irreguldrer Migranten erleichtern. Diese Abkommen
sind ein wichtiges Element im Rahmen des Dialogs und der Zusammenarbeit mit den
Herkunfts- oder den Transitldndern irreguldrer Migranten; ihre Anwendung in Drittlindern
sollte gefordert werden, damit die Riickkehrstrategien auf nationaler und auf Unionsebene

greifen.

(31) Der Fonds sollte die Tétigkeiten der durch die Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates'
errichteten Européischen Agentur fiir die operative Zusammenarbeit an den Aullengrenzen
der Mitgliedstaaten der Européischen Union ergidnzen und verstirken, deren Aufgabe unter
anderem darin besteht, den Mitgliedstaaten bei der Organisation gemeinsamer
Riickfiihrungsaktionen die erforderliche Unterstiitzung zu leisten sowie die besten
Vorgehensweisen fiir die Beschaffung von Reisedokumenten und die Abschiebung von
Drittstaatsangehorigen, die sich unrechtmifig im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
aufhalten, zu ermitteln sowie den Mitgliedstaaten in Situationen, in denen sie verstirkte
technische und operative Hilfe an den Aullengrenzen benétigen, beizustehen, wobei dies

auch bei humanitdren Notféllen und Seenotrettungsaktionen der Fall sein kann.

! Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates vom 26. Oktober 2004 zur Errichtung einer
Europiischen Agentur fiir die operative Zusammenarbeit an den Auflengrenzen der
Mitgliedstaaten der Européischen Union (ABI. L 349 vom 25.11.2004, S. 1).
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(32)

(33)

(34)

Der Fonds sollte nicht nur, wie in dieser Verordnung vorgesehen, die Riickkehr von
Personen unterstiitzen, sondern auch andere MaBBnahmen zur Bekdmpfung der illegalen
Einwanderung oder der Umgehung geltender Zuwanderungsvorschriften unterstiitzen und
auf diese Weise die Integritit der Zuwanderungssysteme der Mitgliedstaaten

gewihrleisten.

Bei der Handhabung des Fonds sollten die in der Charta der Grundrechte der Européischen
Union verankerten Rechte und Grundsétze und die in den einschlégigen internationalen
Ubereinkommen, einschlieBlich der diesbeziiglichen Rechtsprechung des Europiischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte, verankerten Grundrechte uneingeschrinkt beachtet
werden. Bei in Frage kommenden MaBinahmen sollte der auf den Menschenrechten
basierende Ansatz fiir den Schutz von Migranten, Fliichtlingen und Asylsuchenden
beriicksichtigt und vor allem sichergestellt werden, dass der speziellen Situation von
schutzbediirftigen Personen, insbesondere von Frauen, unbegleiteten Minderjdhrigen und
anderen gefdhrdeten Minderjéhrigen besondere Aufmerksamkeit geschenkt und eine auf

sie zugeschnittene Losung gefunden wird.

Die Begriffe "schutzbediirftige Personen" und "Familienangehorige" werden in den
verschiedenen Rechtsakten, die fiir diese Verordnung von Belang sind, unterschiedlich
definiert. Sie sollten daher jeweils im Sinne des Rechtsakts verstanden werden, der fiir den
Kontext, in dem sie gerade verwandt werden, relevant ist. Was die Neuansiedlung
anbelangt, so sollten sich die Mitgliedstaaten, die Neuansiedlungen vornehmen, in Bezug
auf die Auslegung des Begriffs "Familienangehorige" in ihrer Neuansiedlungspraxis und

bei der konkreten Neuansiedlung eng mit dem UNHCR abstimmen.
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(35)

Aus diesem Fonds geforderte MaBBnahmen in oder mit Bezug zu Drittldndern sollten in
Synergie und Kohdrenz mit anderen Mallnahmen aul3erhalb der Union, die durch die
geografischen und thematischen Aufenhilfeinstrumente der Union unterstiitzt werden,
erlassen werden. Insbesondere sollte bei der Durchfiihrung derartiger Mafinahmen eine
vollige Ubereinstimmung mit den Grundsitzen und allgemeinen Zielen des auswirtigen
Handelns der Union und ihrer AuBlenpolitik in Bezug auf das betreffende Land oder die
betreffende Region angestrebt werden. Aus den Mitteln des Fonds sollten keine
MalBnahmen gefordert werden, die unmittelbar der Entwicklung dienen; gegebenenfalls
sollte die durch die AuBenhilfeinstrumente der Union geleistete finanzielle Unterstiitzung
erginzt werden. Der Grundsatz der Politikkohdrenz im Interesse der Entwicklung, wie er
unter Nummer 35 des Européischen Konsenses iliber die Entwicklungspolitik niedergelegt
ist, sollte respektiert werden. Auch sollten bei der Durchfiihrung von SofortmaBinahmen
Kohérenz und gegebenenfalls Komplementaritit mit der humanitiren Politik der Union
gewihrleistet und die humanitiren Grundsétze, wie sie im Europdischen Konsens iiber die

humanitére Hilfe niedergelegt sind, beachtet werden.
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(36) Ein GroBteil der Fondsmittel sollte anhand objektiver Kriterien entsprechend der
Verantwortung, die jeder Mitgliedstaat bei der Steuerung der Migrationsstrome tragt,
zugewiesen werden. Dazu sollten die neuesten von Eurostat und geméf der Verordnung
(EG) Nr. 862/2007 des Européischen Parlaments und des Rates' gesammelten statistischen
Daten iiber die Migrationsstrome herangezogen werden, wie beispielsweise die Zahl der
Erstantrdage auf Asyl, die Zahl der positiven Entscheidungen tiber die Zuerkennung der
Fliichtlingseigenschaft oder die Gewéhrung subsididren Schutzes, die Zahl der neu
angesiedelten Fliichtlinge, die Zahl der Drittstaatsangehdrigen mit legalem Wohnsitz, die
Zahl der Drittstaatsangehdrigen mit einem von einem Mitgliedstaat ausgestellten
Aufenthaltstitel, die Zahl der von nationalen Behorden getroffenen Riickfiihrungs-

entscheidungen und die Zahl der Riickkehrer.

Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli
2007 zu Gemeinschaftsstatistiken tiber Wanderung und internationalen Schutz und zur
Authebung der Verordnung (EWG) Nr. 311/76 des Rates iiber die Erstellung von Statistiken
iiber ausldndische Arbeitnehmer (ABIL. L 199 vom 31.7.2007, S. 23).
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(37)

In dieser Verordnung ist die Zuweisung von Grundbetridgen an die Mitgliedstaaten
geregelt. Der Grundbetrag setzt sich aus einem Mindestbetrag und einem Betrag
zusammen, der auf Grundlage der den einzelnen Mitgliedstaaten 2011, 2012 und 2013 aus
dem Europdischen Fliichtlingsfonds, eingerichtet durch die Entscheidung Nr. 573/2007/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates', dem Européischen Fonds fiir die Integration
von Drittstaatsangehdrigen, eingerichtet durch die Entscheidung 2007/435/EG des Rates®
und dem Européischen Riickkehrfonds, eingerichtet durch die Entscheidung

Nr. 575/2007/EG des Europischen Parlaments und des Rates’, zugewiesenen Durch-
schnittsbetrage errechnet wurde. Die Berechnung wurde geméf den Verteilungskriterien
nach der Entscheidung Nr. 573/2007/EG, der Entscheidung Nr. 435/2007/EG und der
Entscheidung Nr. 575/2007/EG zur Einrichtung der jeweiligen Fonds vorgenommen. In
Anbetracht der Schlussfolgerungen des Européischen Rates vom 7./8. Februar 2013,
wonach Inselgesellschaften, die mit unverhiltnismafBig starken Migrationsproblemen
konfrontiert sind, besondere Aufmerksamkeit zu schenken ist, sollten die Mindestbetrége

fiir Zypern und Malta angehoben werden.

Entscheidung Nr. 573/2007/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 23. Mai
2007 zur Einrichtung des Européischen Fliichtlingsfonds fiir den Zeitraum 2008 bis 2013
innerhalb des Generellen Programms Solidaritit und Steuerung der Migrationsstrome und
zur Aufhebung der Entscheidung 2004/904/EG des Rates (ABI. L 144 vom 6.6.2007, S. 1).
Entscheidung 2007/435/EG des Rates vom 25. Juni 2007 zur Einrichtung des Europdischen
Fonds fiir die Integration von Drittstaatsangehdrigen fiir den Zeitraum 2007 bis 2013
innerhalb des Generellen Programms Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstrome (ABI.
L 168 vom 28.6.2007, S. 18).

Entscheidung Nr. 575/2007/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 23. Mai
2007 zur Einrichtung des Européischen Riickkehrfonds fiir den Zeitraum 2008 bis 2013
innerhalb des Generellen Programms Solidaritdt und Steuerung der Migrationsstrome (ABI.
L 144 vom 6.6.2007, S. 45).
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(3%)

(39)

(40)

Obgleich es angemessen ist, jedem Mitgliedstaat einen Betrag auf der Grundlage der
neuesten verfligbaren statistischen Daten zuzuweisen, sollte ein Teil der Fondsmittel auch
fiir die Durchfiihrung spezifischer Maflnahmen, die eine Kooperation von Mitgliedstaaten
voraussetzen und fiir die Union von erheblichem Zusatznutzen sind, und fiir die Durch-
fiihrung eines Neuansiedlungsprogramms der Union sowie fiir MaBBnahmen, in deren
Rahmen Personen, die internationalen Schutz genief3en, von einem Mitgliedstaat in einen

anderen Mitgliedstaat iiberstellt werden, vergeben werden.

Zu diesem Zwecke sollten in der Verordnung die spezifischen Maflnahmen aufgelistet
werden, die aus Mitteln des Fonds gefordert werden kdnnen. Mitgliedstaaten, die sich zur

Durchfiihrung dieser Mallnahmen verpflichten, sollten zusitzliche Mittel erhalten.

Im Lichte der schrittweisen Einrichtung eines Neuansiedlungsprogramms der Union sollte
aus dem Fonds gezielte Unterstiitzung in Form finanzieller Anreize (Pauschalbetrige) fiir
jede neu angesiedelte Person gewihrt werden. Die Kommission sollte in Zusammenarbeit
mit dem EASO und entsprechend ihren jeweiligen Zustédndigkeiten die wirksame
Umsetzung der Neuansiedlungsmafinahmen, die im Rahmen des Fonds unterstiitzt werden,

tiiberwachen.
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(41)

(42)

(43)

Um die Neuansiedlungsbemiihungen der Union zum Schutz von Personen, die inter-
nationalen Schutz benotigen, wirksamer zu gestalten und die strategische Wirkung der
Neuansiedlung durch die gezieltere Beriicksichtigung von Personen, fiir die eine Neu-
ansiedlung am dringendsten ndtig ist, zu maximieren, sollten auf Unionsebene gemeinsame
Prioritéten fiir die Neuansiedlung festgelegt werden. Diese gemeinsamen Prioritdten sollten
nur in eindeutig begriindeten Fillen oder auf Empfehlung des UNHCR hin auf Grundlage

der in dieser Verordnung genannten allgemeinen Kategorien geédndert werden.

Einige Kategorien von Personen, die internationalen Schutz bendtigen, sollten wegen ihrer
besonderen Schutzbediirftigkeit immer zu den gemeinsamen Prioritdten der Union fiir die

Neuansiedlung gehoren.

Unter Beriicksichtigung des Neuansiedlungsbedarfs nach Mafigabe der gemeinsamen
Neuansiedlungsprioritdten der Union miissen auch zusitzliche finanzielle Anreize fiir die
Neuansiedlung von Personen aus bestimmten geografischen Regionen oder mit
bestimmten Staatsangehorigkeiten sowie fiir bestimmte Kategorien neu anzusiedelnder
Personen geboten werden, bei denen die Neuansiedlung als probatestes Mittel zur Deckung

ihrer speziellen Bediirfnisse angesehen wird.
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(44)

(45)

Im Sinne einer groferen Solidaritit und einer besseren Aufteilung der Verantwortung unter
den Mitgliedstaaten — insbesondere gegeniiber den von den Asylstrdomen am meisten
betroffenen Mitgliedstaaten — sollte ein dhnlicher auf finanzielle Anreize gegriindeter
Mechanismus auch fiir die Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz
genieBen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat eingerichtet werden.
Solch ein Mechanismus sollte Mitgliedstaaten mit einem absolut oder proportional hoheren
Aufkommen an Asylsuchenden und Personen, die internationalen Schutz genief3en,

entlasten.

Die Unterstiitzung aus diesem Fonds wird besser wirken und groeren Zusatznutzen
entfalten, wenn fiir die Programme, die die einzelnen Mitgliedstaaten unter
Beriicksichtigung der eigenen Lage und Bediirfnisse erstellen, in dieser Verordnung eine

begrenzte Zahl von verbindlichen Zielen vorgegeben wird.
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(46) Fiir eine verstédrkte Solidaritét ist es auch wichtig, dass der Fonds in Notlagen bei einem
hohen Migrationsdruck in Mitgliedstaaten oder Drittlindern oder im Falle eines Massen-
zustroms von Vertriebenen im Sinne der Richtlinie 2001/55/EG des Ratesl, zusétzliche
Unterstlitzung in Form von Soforthilfe leistet, die gegebenenfalls mit der von der
Kommission verwalteten humanitaren Hilfe abgestimmt werden und mit ihr zusammen-
wirken sollte. Die Soforthilfe sollte auch die Unterstiitzung von au3erplanméafigen
humanitiren Aufnahmeprogrammen umfassen, mit denen im Fall einer akuten humanitiren
Krise in einem Drittland ein befristeter Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats
ermOglicht werden soll. Allerdings sollte das Neuansiedlungsprogramm der Union, das von
Anfang an ausdriicklich dazu dient, Personen, die internationalen Schutz benétigen und die
aus Drittldndern in die Union {iberstellt wurden, eine dauerhafte Losung zu bieten, von
diesen anderen humanitéren Aufnahmeprogrammen nicht beriihrt oder beeintrichtigt
werden. Deshalb sollten die Mitgliedstaaten nicht berechtigt sein, fiir Personen, denen sie
im Rahmen solcher anderen humanitiaren Aufnahmeprogramme befristet gestatten, sich in

ihrem Hoheitsgebiet aufzuhalten, zusétzliche Pauschalbetrige zu erhalten.

! Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iiber Mindestnormen fiir die Gewdhrung
voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und
Maflnahmen zur Férderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der

Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die
Mitgliedstaaten (ABI. L 212 vom 7.8.2001, S. 12).
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(47) Diese Verordnung sollte finanzielle Unterstiitzung fiir die Tatigkeiten des Europdischen
Migrationsnetzwerks, das mit der Entscheidung 2008/381/EG des Rates' ins Leben gerufen

wurde, bereitstellen, und zwar entsprechend den Zielen und Aufgaben dieses Netzwerkes.

(48) Die Entscheidung 2008/381/EG sollte daher gedndert werden, um die Verfahren
anzupassen und eine angemessene und rasche finanzielle Unterstiitzung der in jener

Entscheidung genannten nationalen Kontaktstellen zu erleichtern.

(49) In Anbetracht des Zwecks der finanziellen Anreize, die den Mitgliedstaaten fiir
NeuansiedlungsmaBnahmen und/oder die Uberstellung von Personen, die internationalen
Schutz genieBen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat in Form von
Pauschalbetriagen zur Verfiigung gestellt werden, und ihrer geringen Hohe gemessen an
den tatsdchlichen Kosten sollten in dieser Verordnung einige Ausnahmen von den Regeln

tiber die Forderfahigkeit von Ausgaben vorgesehen werden.

! Entscheidung 2008/381/EG des Rates vom 14. Mai 2008 zur Einrichtung eines
Europdischen Migrationsnetzwerks (ABI. L 131 vom 21.5.2008, S. 7).
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(50)

D

(52)

Zur Ergéinzung oder Anderung der Bestimmungen dieser Verordnung iiber die

Pauschalbetriige fiir NeuansiedlungsmaBnahmen und die Uberstellung von Personen, die

internationalen Schutz genieflen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat,

und tiber die Definition spezifischer Maflnahmen und iiber die Festlegung der
gemeinsamen Neuansiedlungsprioritidten der Union sollte der Kommission die Befugnis
iibertragen werden, gemal3 Artikel 290 des Vertrags tliber die Arbeitsweise der
Europiischen Union (AEUV) Rechtsakte zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung,
dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen,
auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt. Bei der Vorbereitung und
Ausarbeitung delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewéhrleisten, dass die
einschldgigen Dokumente dem Européischen Parlament und dem Rat gleichzeitig,

rechtzeitig und auf angemessene Weise libermittelt werden.

Die Kommission sollte bei der Anwendung der Verordnung, einschlieBlich der
Ausarbeitung von delegierten Rechtsakten, Sachverstandige aus allen Mitgliedstaaten

konsultieren.

Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfiihrung dieser Verordnung zu gewéhrleisten,

sollten der Kommission Durchfiihrungsbefugnisse iibertragen werden. Diese Befugnisse

sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europédischen Parlaments

und des Rates' ausgeiibt werden.

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom

16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die
Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(53) Die Mittel aus dem Haushalt der Union sollten in erster Linie in MaBnahmen flieBen, bei
denen ein Téatigwerden der Union im Vergleich zu einseitigen MaBBnahmen der Mitglied-
staaten einen zusitzlichen Nutzen bewirkt. Besser als einzelne Mitgliedstaaten kann die
Union fiir einen Rahmen sorgen, der die Solidaritit der EU bei der Steuerung der
Migrationsstrome zum Ausdruck bringt; die aufgrund dieser Verordnung geleistete
finanzielle Unterstiitzung sollte insbesondere zur Starkung der nationalen und

europdischen Kapazitit in diesen Bereichen beitragen.

(54) Es besteht die Notwendigkeit, die Auswirkungen der Unionsfinanzierung durch die
Mobilisierung, das Poolen und die Entfaltung einer Hebelwirkung zur ErschlieSung von
offentlichen und privaten Finanzmitteln fiir Infrastrukturen und gro3e Vorhaben von

europdischem Interesse zu optimieren.

(55) Die Kommission sollte die Durchfiihrung des Fonds gemil3 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014 des Europiischen Parlaments und des Rates'~ anhand von gemeinsamen
Indikatoren fiir die Evaluierung der Ergebnisse und der Wirkung iiberwachen. Diese
Indikatoren sollten zusammen mit der jeweiligen Ausgangslage die Mindestbasis fiir die

Evaluierung des Umfangs, in dem die Programmziele verwirklicht wurden, bilden.

(56) Um die Leistungen des Fonds zu messen, sollten gemeinsame Indikatoren in Bezug auf
seine jeweiligen spezifischen Ziele festgelegt werden. Die optionale oder zwingend
erforderliche Durchfiihrung der damit zusammenhidngenden Maflnahmen gemal dieser

Verordnung sollte durch die gemeinsamen Indikatoren nicht beriihrt werden.

Verordnung (EU) Nr. .../2014 des Européischen Parlaments und des Rates zur Festlegung
allgemeiner Bestimmungen fiir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds und das
Instrument fiir die finanzielle Unterstiitzung der polizeilichen Zusammenarbeit, der
Kriminalpriavention und Kriminalititsbekdmpfung und des Krisenmanagements (ABI. L ...
vom ..., S....).

ABL.: Bitte die Nummer und die Amtsblattfundstelle der Verordnung aus PE-CONS 139/13
(2011/0367(COD)) einfiigen.
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(57) Was seine Verwaltung und Handhabung anbelangt, so sollte der Fonds Bestandteil eines
kohdrenten Rahmens sein, der durch diese Verordnung und die Verordnung (EU)
Nr. .../2014 des Europiischen Parlaments und des Rates'” gebildet wird. Fiir die Zwecke
dieses Fonds sollte die Partnerschaft im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014™ auch einschlégige internationale Organisationen, Nichtregierungs-
organisationen und die Sozialpartner einschlieBen. Jeder Mitgliedstaat sollte
eigenverantwortlich festlegen, wie sich die Partnerschaft zusammensetzt und wie sie

konkret umgesetzt wird.

(58) Da das Ziel der vorliegenden Verordnung, ndmlich ein Beitrag zur effizienten Steuerung
der Migrationsstrome und zur Durchfithrung, Konsolidierung und Weiterentwicklung der
gemeinsamen Asylpolitik, der Politik subsididren und voriibergehenden Schutzes und der
gemeinsamen Einwanderungspolitik zu leisten, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden kann, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen ist,
kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags tliber die Europdische Union
(EUV) verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben
Artikel genannten Grundsatz der VerhéltnisméBigkeit geht diese Verordnung nicht iiber

das zur Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf} hinaus.

Verordnung (EU) Nr. .../... des Europédischen Parlaments und des Rates vom ... zur
Schaffung eines Instruments fiir die finanzielle Unterstilitzung der polizeilichen Zusammen-
arbeit, der Kriminalprévention und Kriminalitdtsbekdmpfung und des Krisenmanagements
im Rahmen des Fonds fiir die innere Sicherheit und zur Aufhebung des Beschlusses
2007/125/J1 des Rates (ABL. L ...).

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 135/13 (2011/0368(COD))

einfiigen.

** ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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(59) Der Fonds sollte gemél den Artikeln 8 und 10 AEUV der Gleichstellung von Méannern und

Frauen und den Grundsitzen der Nichtdiskriminierung Rechnung tragen.

(60) Die Entscheidungen Nr. 573/2007/EG, Nr. 575/2007/EC und Nr. 2007/435/EC sollten

vorbehaltlich der Ubergangsbestimmungen dieser Verordnung aufgehoben werden.

(61) Gemail Artikel 3 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten Protokolls Nr. 21 {iber die
Position des Vereinigten Konigreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls haben diese
Mitgliedstaaten mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung dieser

Verordnung beteiligen mochten.
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(62) Gemail den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefiigten Protokolls Nr. 21
iiber die Position Danemarks beteiligt sich Ddnemark nicht an der Annahme dieser
Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung

verpflichtet.

(63) Es empfiehlt sich, die Geltungsdauer dieser Verordnung an die Geltungsdauer der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates' anzugleichen. Daher sollte diese
Verordnung ab dem 1. Januar 2014 gelten —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

! Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1311/2013 des Rates vom 2. Dezember 2013 zur Festlegung
des mehrjéhrigen Finanzrahmens fiir die Jahre 2014-2020 (ABI. L 347 vom 20.12.2013,
S. 884).
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KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Zweck und Anwendungsbereich

(1) Mit dieser Verordnung wird der Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (im Folgenden
"Fonds") fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2020 eingerichtet.

2) In dieser Verordnung werden festgelegt:
a) die Ziele der finanziellen Unterstiitzung und die forderfahigen Mallnahmen;
b)  der allgemeine Rahmen fiir die Durchfiihrung férderfiahiger MaBBnahmen;
c) die bereitgestellten finanziellen Ressourcen und ihre Verteilung;

d)  die Grundsitze und Verfahren zur Festlegung der gemeinsamen

Neuansiedlungsprioritdten der Union; und

e) die finanzielle Unterstiitzung fiir die Tatigkeiten des Europdischen

Migrationsnetzwerks.

3) Diese Verordnung sieht vor, dass unbeschadet des Artikels 4 der vorliegenden Verordnung

die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. .../2014" Anwendung finden.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 einfiigen
(2011/0367(COD)).
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Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) "Neuansiedlung" den Prozess, bei dem Drittstaatsangehdrige auf ein Ersuchen des Hohen
Fliichtlingskommissars der Vereinten Nationen (im Folgenden "UNHCR") hin, das
aufgrund ihres Bediirfnisses an internationalem Schutz ergangen ist, aus einem Drittstaat in

einen Mitgliedstaat iiberstellt werden, in dem sie sich aufhalten diirfen
1) als "Fliichtling" im Sinne von Artikel 2 Buchstabe e der Richtlinie 2011/95/EU,

il)  mit "subsididrem Schutzstatus" im Sinne von Artikel 2 Buchstabe g der Richtlinie

2011/95/EU oder

ii1) mit jedem anderen Status, der nach dem nationalen und dem Unionsrecht dieselben

Rechte und Vergiinstigungen gewahrt wie unter den Ziffern i und ii genannten;
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b) "andere humanitdre Aufnahmeprogramme" einen Ad-hoc-Prozess, durch den ein
Mitgliedstaat fiir einen befristeten Zeitraum einer Anzahl von Drittstaatsangehdrigen den
Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet gestattet, um sie vor akuten humanitiren Krisen

infolge von Ereignissen wie politischen Entwicklungen oder Konflikten zu schiitzen;

c) "internationaler Schutz" den Fliichtlingsstatus oder den subsididren Schutzstatus im Sinne

der Richtlinie 2011/95/EU;

d) "Riickkehr" die Riickreise von Drittstaatsangehorigen — in freiwilliger Erflillung einer
Riickkehrverpflichtung oder erzwungener Riickfiihrung — wie in Artikel 3 der Richtlinie
2008/115/EG definiert;
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g)

h)

"Drittstaatsangehoriger” jede Person, die nicht Unionsbiirger im Sinne von Artikel 20
Absatz 1 AEUV ist. Der Begriff des Drittstaatsangehdrigen ist so auszulegen, dass er auch

Staatenlose und Personen mit unbestimmter Staatsangehorigkeit einschlief3t;

"Abschiebung" die Vollstreckung der Riickkehrverpflichtung, d.h. die tatsachliche
Verbringung aus dem Mitgliedsstaat — wie in Artikel 3 der Richtlinie 2008/115/EG
definiert;

"freiwillige Ausreise" die Erflillung der Riickkehrverpflichtung innerhalb der dafiir in der
Riickkehrentscheidung festgesetzten Frist — wie in Artikel 3 der Richtlinie 2008/115/EG
definiert;

"unbegleiteter Minderjahriger" einen Drittstaatsangehorigen unter 18 Jahren, der ohne
Begleitung eines fiir ihn nach dem Recht oder der {iblichen Praxis des betroffenen
Mitgliedstaats als sorgepflichtig geltenden Erwachsenen im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats eintrifft oder eingetroffen ist, solange er nicht in die tatsdchliche Obhut
eines Sorgepflichtigen iibernommen wurde; dazu zéhlen auch Minderjédhrige, die nach dem

Eintreffen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ohne Begleitung zuriickgelassen wurden;

"schutzbediirftige Person" jeden Drittstaatsangehdrigen, der die Definition nach dem

einschldgigen Unionsrecht fiir den aus dem Fonds unterstiitzten Politikbereich erfiillt;
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1) "Familienangehoriger" jeden Drittstaatsangehdrigen, der die Definition nach dem

einschldgigen Unionsrecht fiir den aus dem Fonds unterstiitzten Politikbereich erfiillt;
k) "Notlage" eine Lage, die entsteht durch

1) starken Migrationsdruck in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund eines
massiven und iibermafBigen Zustroms von Drittstaatsangehorigen, bei dem die
Einrichtungen fiir die Aufnahme und Ingewahrsamnahme sowie die Asylsysteme und

-verfahren der Mitgliedstaaten kurzfristig stark beansprucht werden,
i1)  die Gewéhrung voriibergehenden Schutzes nach der Richtlinie 2001/55/EG oder

iii)  starken Migrationsdruck in Drittldndern, in denen Fliichtlinge wegen Ereignissen,

wie beispielsweise politischer Entwicklungen oder Konflikte, gestrandet sind.
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Artikel 3
Ziele

(1) Allgemeines Ziel des Fonds ist es, einen Beitrag zur effizienten Steuerung der
Migrationsstrome und zur Durchfiihrung, Konsolidierung und Weiterentwicklung der
gemeinsamen Asylpolitik, der Politik subsididren und voriibergehenden Schutzes und der
gemeinsamen Einwanderungspolitik zu leisten, wobei die in der Charta der Grundrechte
der Européischen Union verankerten Grundrechte und Grundsétze in vollem Umfang

gewahrt werden.

(2) Im Rahmen seines allgemeinen Ziels trigt der Fonds dazu bei, folgende gemeinsame

spezifische Ziele zu verwirklichen:

a)  Stirkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems,

einschlieBlich seiner externen Dimension;

b)  Erleichterung der legalen Zuwanderung in die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem
wirtschaftlichen und sozialen Bedarf wie beispielsweise dem Arbeitsmarktbedarf,
wobei die Einwanderungssysteme der Mitgliedstaaten erhalten bleiben, und

Forderung der tatsdchlichen Integration Drittstaatsangehoriger;
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c)  Forderung gerechter und wirksamer Riickkehrstrategien in den Mitgliedstaaten als
Beitrag zur Bekdmpfung der illegalen Einwanderung, mit besonderem Schwerpunkt
auf einer dauerhaften Riickkehr und wirksamen Riickiibernahme in den Herkunfts-

und den Transitlandern;

d)  Stirkung der Solidaritit und der Aufteilung der Verantwortung unter den
Mitgliedstaaten, insbesondere gegeniiber den von den Migrations- und Asylstromen
am meisten betroffenen Mitgliedstaaten, unter anderem durch praktische

Zusammenarbeit.

Die Verwirklichung der spezifischen Ziele dieses Fonds wird gemaf3 Artikel 55
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. .../2014" anhand der in Anhang IV dieser
Verordnung wiedergegebenen gemeinsamen Indikatoren und anhand der

spezifischen Programmindikatoren im Rahmen der nationalen Programme evaluiert.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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3) Die Mallnahmen zur Verwirklichung der in den Absétzen 1 und 2 genannten Ziele miissen
mit den Maflnahmen, die durch die externen Finanzierungsinstrumente der Union geférdert
werden, und mit den Grundsétzen und allgemeinen Zielen des auswirtigen Handelns der

Union voll und ganz im Einklang stehen.

(4) Bei der Verwirklichung der Ziele nach den Absétzen 1 und 2 dieses Artikels sind die Ziele
und Grundsétze der Politik der Union im humanitdren Bereich zu achten. Die Kohdrenz
mit den Maflnahmen, die {iber externe Finanzierungsinstrumente der Union finanziert

werden, wird gemal3 Artikel 24a sichergestellt.

Artikel 4

Partnerschaft

Fiir die Zwecke dieses Fonds schlieB3t die Partnerschaft nach Artikel 12 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" einschligige internationale Organisationen, Nichtregierungsorganisationen und

Sozialpartner mit ein.

ABL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367 COD))
einfiigen.
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KAPITEL II
GEMEINSAMES EUROPAISCHES ASYLSYSTEM

Artikel 5
Aufnahme- und Asylsysteme

(1) Im Rahmen des spezifischen Ziels gemdf3 Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a dieser
Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemal Artikel 13 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme
nach Artikel 19 dieser Verordnung werden aus dem Fonds MafBnahmen gefordert, die sich

auf eine oder mehrere der folgenden Kategorien von Drittstaatsangehorigen konzentrieren:

a)  Personen mit Fliichtlingsstatus oder subsididrem Schutzstatus im Sinne der Richtlinie

2011/95/EU;

b)  Personen, die eine der Formen des internationalen Schutzes nach Buchstabe a

beantragt und noch keine endgiiltige Entscheidung erhalten haben;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367 (COD))
einfiigen.
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c)  Personen, die voriibergehenden Schutz im Sinne der Richtlinie 2001/55/EG

genieflen;

d)  Personen, die in einem Mitgliedstaat neu angesiedelt oder aus einen Mitgliedstaat

uberstellt werden oder wurden.

In Bezug auf die Aufnahmebedingungen und Asylverfahren werden dabei aus dem Fonds
insbesondere folgende Mallnahmen gefordert, die sich auf die Personenkategorien nach

Unterabsatz 1 dieses Absatzes konzentrieren:

a)  materielle Hilfe, einschlieBlich Hilfe an der Grenze, Bildung, Ausbildung,

Unterstiitzungsleistungen, gesundheitliche und psychologische Betreuung;

b)  Unterstiitzungsleistungen wie Ubersetzung und Dolmetschen, Bildung, Ausbildung,
einschlieBlich Sprachausbildung, und andere Initiativen, die dem Status des

Betreffenden entsprechen;
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c¢)  Einrichtung und Verbesserung von Verwaltungsstrukturen, Systemen und
Schulungen fiir die Mitarbeiter und die zustdndigen Verwaltungs- und
Justizbehdrden, um Asylsuchenden einen effektiven und einfachen Zugang zu
Asylverfahren zu gewéhrleisten und effiziente Asylverfahren von hoher Qualitit
sicherzustellen und erforderlichenfalls insbesondere Weiterentwicklungen des

Besitzstands der Union zu fordern;

d)  sozialer Beistand, Bereitstellung von Informationen oder Unterstiitzung bei den
administrativen und/oder gerichtlichen Formalitdten und Bereitstellung von
Informationen oder Beratung zum moglichen Ausgang des Asylverfahrens,

einschlieBlich zu Aspekten wie Riickkehrverfahren;

e) Rechtsbeistand und -vertretung;
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f)  Ermittlung schutzbediirftiger Gruppen und spezielle Unterstiitzung schutzbediirftiger

Personen, insbesondere im Einklang mit den Buchstaben a bis ¢;

g)  Schaffung, Weiterentwicklung und Verbesserung alternativer Mafinahmen zur

Ingewahrsamnahme.

Wenn dies als angemessen erachtet und in den nationalen Programmen eines
Mitgliedstaats vorgesehen ist, konnen aus dem Fonds auch integrationsbezogene
MafBnahmen wie die MaBBnahmen gemal3 Artikel 9 Absatz 1 in Bezug auf die Aufnahme

der Personen in Unterabsatz 1 dieses Absatzes gefordert werden.

(2) Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a
und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemal3 Artikel 19 werden
hinsichtlich der Unterbringungsinfrastruktur und der Aufnahmesysteme insbesondere
folgende Maflnahmen aus dem Fonds gefordert:

a)  Verbesserung und Erhaltung der bestehenden Unterbringungsinfrastrukturen und
-dienste;
b)  Ausbau und Verbesserung der Verwaltungsstrukturen und -systeme;
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c) Information der ortsanséssigen Bevolkerung;

d)  Schulung des Personals der Behorden, einschlieBlich der lokalen Behorden, die mit

den in Absatz 1 genannten Personen bei deren Aufnahme in Kontakt kommen,;

e)  Autfbau, Betrieb und Ausbau neuer Unterbringungsinfrastrukturen und -dienste und
Verwaltungsstrukturen und -systeme, insbesondere um erforderlichenfalls dem

strukturellen Bedarf der Mitgliedstaaten gerecht zu werden.
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3) Im Rahmen der spezifischen Ziele gemal3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a
und d und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemal3 Artikel 19 werden
aus dem Fonds auch dhnliche Maflnahmen wie in Absatz 1 dieses Artikels genannt
gefordert, sofern sich diese Maflnahmen auf Personen beziehen, die sich voriibergehend an

einem der folgenden Orte authalten:

— in Zentren fiir den Transit und die Erfassung von Fliichtlingen, insbesondere um

Neuansiedlungsmafinahmen in Zusammenarbeit mit dem UNHCR zu fordern, oder

— im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats im Rahmen anderer humanitirer

Aufnahmeprogramme.
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Artikel 6
Kapazitdt der Mitgliedstaaten zur Gestaltung, Monitoring

und Evaluierung ihrer Asylpolitik und -verfahren

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a dieser

Verordnung und angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemal Artikel 13 der Verordnung

(EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemif Artikel 19

dieser Verordnung werden hinsichtlich des Ausbaus der Kapazititen der Mitgliedstaaten zur

Gestaltung, Monitoring und Evaluierung ihrer Asylpolitik und -verfahren insbesondere folgende

MafBnahmen aus dem Fonds gefordert:

a)

b)

Maflnahmen zur Verbesserung der Fahigkeit der Mitgliedstaaten — auch in Bezug auf den
in der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Européischen Parlaments und des Rates'
niedergelegten Mechanismus fiir Frithwarnung, Vorsorge und Krisenbewiltigung — zur
Sammlung, Auswertung und Verbreitung qualitativer und quantitativer statistischer Daten
iiber Asylverfahren, Aufthahmekapazitdten, NeuansiedlungsmaBinahmen und die
Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben und/oder genief3en,

aus einem Mitgliedstaat in einen anderen;

MaBnahmen zur Verbesserung der Féhigkeit der Mitgliedstaaten zur Sammlung,

Auswertung und Verbreitung von Informationen iiber die Herkunftsléander;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.

Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der
fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in einem
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustdndig ist (ABI. L 180 vom
29.6.2013, S. 31).
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c) MalBnahmen, die unmittelbar zur Evaluierung der Asylpolitik, wie nationale
Folgenabschédtzungen, Umfragen bei Zielgruppen und anderen einschldgigen

Interessentragern, und zur Erarbeitung von Indikatoren und Benchmarking beitragen.

Artikel 7
Neuansiedlung, Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben

oder geniefsen, und sonstige Ad-hoc-Aufnahme aus humanitdren Griinden

(1) Im Rahmen des spezifischen Ziels gemal3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a
und d dieser Verordnung und angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs geméf
Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der
nationalen Programme gemal} Artikel 19 dieser Verordnung werden insbesondere folgende
MafBnahmen in Bezug auf die Neuansiedlung von Drittstaatsangehdrigen, die in einem
Mitgliedstaat neu angesiedelt werden oder wurden, und andere humanitére

Aufnahmeprogramme aus dem Fonds gefordert:

a) die Einflihrung und der Ausbau nationaler Neuansiedlungsprogramme und
-strategien und anderer humanitirer Aufnahmeprogramme, einschlieflich der

Bedarfsanalyse, der Verbesserung der Indikatoren und der Evaluierung;

b) die Einrichtung geeigneter Infrastrukturen und Dienste, mit denen die reibungslose
und erfolgreiche Durchfiihrung von NeuansiedlungsmaBBnahmen und Maflinahmen in
Bezug auf andere humanitdre Aufnahmeprogramme, einschlieBlich sprachlicher

Unterstlitzung, gewéhrleistet werden soll;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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d)

die Einfithrung von Strukturen, Systemen und Schulungen von Mitarbeitern, um in
Drittlindern und/oder anderen Mitgliedstaaten Befragungen durchzufiihren, sowie

die Vornahme von Gesundheitschecks und Sicherheitsiiberpriifungen;

die Beurteilung von potenziellen Neuansiedlungsfillen und/oder Fillen einer anderen
Aufnahme aus humanitiren Griinden durch die zustindigen Behdrden der
Mitgliedstaaten, beispielsweise durch Dienstreisen in die betreffenden Drittlander,
Durchfiihrung von Befragungen und Vornahme von Gesundheitschecks und

Sicherheitstiberpriifungen;

Gesundheitscheck und medizinische Behandlung vor der Ausreise, Bereitstellung
von materieller Hilfe vor der Ausreise, Bereitstellung von Informationen und
IntegrationsmafBBnahmen und Reisevorkehrungen vor der Ausreise, einschlielich der

Bereitstellung einer medizinischen Begleitung;

Information und Unterstiitzung bei der Ankunft oder kurz danach, einschlieBlich der

Bereitstellung eines Dolmetschers;
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g)  MaBnahmen zum Zwecke der Familienzusammenfiihrung fiir Personen, die in einem

Mitgliedstaat neu angesiedelt werden;

h)  der Ausbau von migrations- und asylrelevanten Infrastrukturen und Diensten in den

Léndern, in denen regionale Schutzprogramme durchgefiihrt werden sollen;

i)  Schaffung von Bedingungen, die der langfristigen Integration, Autonomie und

Selbstversorgung neu angesiedelter Fliichtlinge zutraglich sind.

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe d
dieser Verordnung und angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemif3 Artikel 13 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme
gemiB Artikel 19 dieser Verordnung werden in Bezug auf die Uberstellung von Personen,
die internationalen Schutz beantragt haben und/oder genieBen, aus dem Fonds dhnliche
MafBnahmen wie die in Absatz 1 dieses Artikels genannten gefordert, sofern sie in
Anbetracht der politischen Entwicklungen innerhalb des Durchfiihrungszeitraums des
Fonds als angebracht erachtet werden oder dies im nationalen Programm eines
Mitgliedstaats vorgesehen ist. Diese Uberstellung erfolgt mit ihrer Einwilligung aus dem
Mitgliedstaat, der ihnen internationalen Schutz gewéhrt hat oder fiir die Priifung ihres
Antrags zustindig ist, in einen anderen beteiligten Mitgliedstaat, wo ihnen ein

gleichwertiger Schutz gewihrt oder ihr Antrag auf internationalen Schutz gepriift wird.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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KAPITEL III
INTEGRATION VON DRITTSTAATSANGEHORIGEN
UND LEGALE MIGRATION

Artikel 8

Mafsnahmen zur Einwanderung und Ausreisevorbereitung

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieser
Verordnung, auf angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemaR Artikel 13 der Verordnung
(EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemif Artikel 19
dieser Verordnung werden aus dem Fonds MafBnahmen in einem Drittland gefordert, die sich auf
Drittstaatsangehorige konzentrieren, die den spezifischen Mallnahmen vor der Ausreise entsprechen
und/oder die Bedingungen erfiillen, die nach nationalem Recht und gegebenenfalls im Einklang mit
dem Unionsrecht festgelegt sind, einschlielich von Maflnahmen in Bezug auf die Féhigkeit zur
Integration in die Gesellschaft eines Mitgliedstaats. Dabei werden aus dem Fonds insbesondere

folgende Maflnahmen gefordert:

a) Informationspakete und Sensibilisierungskampagnen sowie Kampagnen zur Férderung des
interkulturellen Dialogs, auch mittels benutzerfreundlicher Kommunikations- und

Informationstechnologie und Webseiten;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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b) die Bewertung von Féahigkeiten und Qualifikationen sowie Verbesserung der Transparenz
und Vereinbarkeit von Fahigkeiten und Qualifikationen in einem Drittland mit denen eines
Mitgliedstaats;

C) Ausbildung zur Erhéhung der Vermittelbarkeit in einem Mitgliedstaat;

d) umfassende Kurse in Staatsbiirgerkunde und Sprachunterricht;

e) Unterstiitzung bei Antrdgen auf Familienzusammenfiihrung im Sinne der Richtlinie
2003/86/EG des Rates'.

! Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf

Familienzusammenfiihrung (ABI. L 251 vom 3.10.2003, S. 12).
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Artikel 9

Integrationsmafinahmen

(1) Im Rahmen des spezifischen Ziels gemal3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b
dieser Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemal3 Artikel 13 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme
gemal Artikel 19 dieser Verordnung werden aus dem Fonds Mallnahmen gefordert, die
unter Berlicksichtigung der Integrationsbediirfnisse Drittstaatsangehoriger auf lokaler
und/oder regionaler Ebene im Rahmen kohédrenter Integrationsstrategien stattfinden. Dabei
werden aus dem Fonds insbesondere folgende Maflnahmen gefordert, die auf Drittstaats-
angehorige ausgerichtet sind, die sich rechtméfig in einem Mitgliedstaat authalten oder
gegebenenfalls im Begriff sind, einen rechtméiBigen Wohnsitz in einem Mitgliedstaat zu

erlangen:

a)  Entwicklung und Weiterentwicklung derartiger Integrationsstrategien gegebenenfalls
mit Beteiligung der lokalen oder regionalen Akteure, einschlieBlich Bedarfsanalyse,
Verbesserung von Integrationsindikatoren sowie Evaluierung, einschlieflich

partizipative Bewertungen, um bewéhrte Verfahren zu ermitteln;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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b)  Beratung und Unterstiitzung in Bereichen wie Unterbringung, Mittel zum Lebens-
unterhalt, administrative und rechtliche Orientierungshilfen, medizinische,
psychologische und soziale Betreuung, Kinderbetreuung und

Familienzusammenfiihrung;

¢) MaBnahmen zur Heranfiihrung von Drittstaatsangehdrigen an die Aufnahme-
gesellschaft und zur Erleichterung der Anpassung an diese, zur Aufkldarung von
Drittstaatsangehdrigen tiber ihre Rechte und Pflichten, zu deren Einbindung in das
biirgerliche und kulturelle Leben und zur Vermittlung der in der Grundrechtecharta

der Européischen Union verankerten Werte;

d)  Bildungs- und Ausbildungsmalinahmen, auch Sprachschulung und vorbereitende

Malnahmen zur Erleichterung des Eintritts in den Arbeitsmarkt;
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g)

h)

MaBnahmen zur Stirkung der Eigenverantwortlichkeit und der Fahigkeit von

Drittstaatsangehdrigen, flir den eigenen Lebensunterhalt zu sorgen;

Malnahmen zur Férderung nachhaltiger Kontakte und des konstruktiven Dialogs
zwischen Drittstaatsangehdrigen und der Aufnahmegesellschaft und zur Férderung

der Akzeptanz in der Aufnahmegesellschaft auch iiber die Medien;

MaBnahmen zur Foérderung der Gleichbehandlung von Drittstaatsangehorigen im
Umgang mit 6ffentlichen und privaten Dienstleistern, einschlielich Anpassung

dieser Dienstleister an den Umgang mit Drittstaatsangehdrigen;

Kapazititsautbau bei den Empfangern gemall Artikel 2 Buchstabe g der Verordnung
(EU) Nr. .../2014", unter anderem durch den Austausch von Erfahrungen und

bewihrten Vorgehensweisen sowie Vernetzung.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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3)

4)

Bei den Malnahmen gemél Absatz 1 sind in allen Fillen, in denen dies erforderlich ist, die
spezifischen Bediirfnisse der verschiedenen Kategorien von Drittstaatsangehorigen
einschlieBlich der unter internationalem Schutz stehenden Personen, neu angesiedelter oder

tiberstellter Personen und insbesondere schutzbediirftiger Personen zu berticksichtigen.

In den nationalen Programmen kann vorgesehen werden, dass direkte Verwandte von
Personen, die der in Absatz 1 genannten Zielgruppe angehdren, in die MaBBnahmen nach
jenem Absatz aufgenommen werden, sofern dies fiir die effektive Durchfiihrung dieser

MafBnahmen erforderlich ist.

Fiir die Zwecke der Planung und Durchfiihrung der MaBBnahmen gemal3 Absatz 1 dieses
Artikels schlieft die Partnerschaft im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" auch die von den Mitgliedstaaten zur Verwaltung der Mittel aus dem

Europiischen Sozialfonds benannten Behdrden ein.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 10

Praktische Zusammenarbeit und Mafinahmen zum Kapazitditsaufbau

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b dieser
Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemdf3 Artikel 13 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemiB Artikel 19 dieser
Verordnung werden aus dem Fonds MaBBnahmen gefordert, die sich auf eine oder mehrere der

folgenden Tatigkeiten konzentrieren:

a) Ausarbeitung von Strategien zur Forderung der legalen Migration, wobei flexible

Zulassungsverfahren leichter eingerichtet und angewandt werden sollen;

b) Forderung der Zusammenarbeit zwischen den Drittlindern und den Personalagenturen, den
Arbeitsverwaltungen und den Einwanderungsbehdrden der Mitgliedstaaten sowie
Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Migrationsrechts der Union,
Konsultationsverfahren mit Beteiligten, Beratung durch Sachverstindige,
Informationsaustausch iiber den Umgang mit zielspezifischen Nationalitdten oder

Kategorien von Drittstaatsangehorigen im Hinblick auf den Bedarf des Arbeitsmarkts;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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d)

Starkung der Féhigkeit der Mitgliedstaaten, ihre Einwanderungsstrategien, -politik und
-mafBnahmen {iber verschiedene Ebenen und Bereiche der Verwaltung hinweg zu
entwickeln, durchzufiihren, Monitoring durchzufiihren und zu evaluieren, insbesondere
Stiarkung ihrer Fahigkeit zur Erhebung, Analyse und Verbreitung von detaillierten und
systematischen Daten und Statistiken tiber Migrationsverfahren und -strome und
Aufenthaltstitel sowie Entwicklung von Monitoring-Instrumenten, Evaluierungskonzepten,

Indikatoren und Vorgaben zur Messung des Erfolgs der Strategien;

Schulung der Empfinger gemif Artikel 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) Nr. .../2014"
und des Personals, das 6ffentliche und private Dienstleistungen erbringt, einschlielich von
Bildungseinrichtungen, Férderung des Austauschs von Erfahrungen und bewahrten
Vorgehensweisen, der Zusammenarbeit, der Vernetzung und der interkulturellen

Kapazititen sowie Verbesserung der Qualitét der geleisteten Dienste;

Aufbau nachhaltiger Organisationsstrukturen fiir das Integrations- und Diversitéts-
management, insbesondere durch die Zusammenarbeit verschiedener Beteiligter, durch die
Beamte aus den verschiedenen Ebenen der nationalen Verwaltungen rasch Informationen
iber andernorts gesammelte Erfahrungen und bewéhrte Vorgehensweisen erhalten konnen
und nach Mdglichkeit Ressourcen zwischen den jeweiligen Behdrden sowie zwischen
Regierungs- und Nichtregierungsstellen gebiindelt werden, um Drittstaatsangehorigen
unter anderem durch jeweils eine einzige Anlaufstelle (d.h. Zentren zur koordinierten

Integrationsforderung) auf wirksamere Weise Dienstleistungen zu erbringen;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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g)

Beitrag zu einem dynamischen Interaktionsprozess fiir Integrationsstrategien auf lokaler
und regionaler Ebene, durch den Aufbau von Plattformen zur Konsultation von Drittstaats-
angehdrigen, den Austausch von Informationen unter den Beteiligten und Plattformen fiir
den interkulturellen und interreligiosen Dialog zwischen Gemeinschaften von Drittstaats-
angehorigen und/oder zwischen diesen und der Aufnahmegesellschaft und/oder zwischen

thnen und staatlichen Entscheidungstragern;

MafBnahmen zur Férderung und Intensivierung der praktischen Zusammenarbeit zwischen
den betreffenden Behorden der Mitgliedstaaten, wobei der Schwerpunkt unter anderem auf
dem Austausch von Informationen, bewihrten Vorgehensweisen und Strategien und der
Ausarbeitung und Durchfiihrung gemeinsamer Mallnahmen liegt, auch im Hinblick auf die

Wahrung der Integritdt der Einwanderungssysteme der Mitgliedstaaten.
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KAPITEL IV
RUCKKEHR

Artikel 11

Mafsnahmen zur Begleitung von Riickkehrverfahren

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c dieser
Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemaf3 Artikel 13 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemiB Artikel 19 dieser
Verordnung werden hinsichtlich der Begleitung von Riickkehrverfahren Maflnahmen aus dem
Fonds gefordert, die sich auf eine oder mehrere der folgenden Kategorien von Drittstaats-

angehorigen konzentrieren:

a) Drittstaatsangehorige, die noch keinen endgiiltigen ablehnenden Bescheid auf ihren Antrag
auf Aufenthaltsgenehmigung, ihren rechtmifigen Wohnsitz und/oder internationalen
Schutz in einem Mitgliedstaat erhalten haben und die sich fiir die freiwillige Riickkehr

entscheiden konnten;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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b) Drittstaatsangehorige, denen in einem Mitgliedstaat ein Aufenthaltsrecht, ein rechtmiBiger
Wohnsitz oder internationaler Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU oder voriiber-
gehender Schutz im Sinne der Richtlinie 2001/55/EG gewéhrt wurde und die sich fiir die

freiwillige Riickkehr entschieden haben;

c) Drittstaatsangehorige, die sich in einem Mitgliedstaat authalten und die Voraussetzungen
fiir eine Einreise in einen Mitgliedstaat und/oder einen dortigen Aufenthalt nicht oder nicht
mehr erfiillen, einschlieBlich der Drittstaatsangehdrigen, fiir die die Vollstreckung der
Abschiebung gemall Artikel 9 und gemil Artikel 14 Absatz 1 der Richtlinie 2008/115/EG

aufgeschoben worden ist.

Dabei werden aus dem Fonds insbesondere folgende Maflnahmen gefordert, die sich auf die in

Unterabsatz 1 genannten Personenkategorien konzentrieren:

a) Einflihrung, Weiterentwicklung und Verbesserung alternativer Maflnahmen zur
Ingewahrsamnahme;
b) sozialer Beistand, Bereitstellung von Informationen oder Unterstiitzung bei den

administrativen und/oder gerichtlichen Formalitdten und Bereitstellung von Informationen

oder Beratung;
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Rechtsbeistand und sprachliche Unterstiitzung;

d) spezielle Unterstiitzung von schutzbediirftigen Personen,;

e) Einrichtung und Verbesserung unabhéngiger und wirksamer Systeme fiir das Monitoring
von Riickfiihrungen im Sinne von Artikel 8 Absatz 6 der Richtlinie 2008/115/EG;

f) Schaffung, Erhaltung und Verbesserung der Infrastrukturen flir die Unterbringung,
Aufnahme und Ingewahrsamnahme sowie der diesbeziiglichen Dienste und Bedingungen;

g) Errichtung von Verwaltungsstrukturen und -systemen einschlie8lich IT-Instrumenten;

h) Schulung des Personals zur Gewéhrleistung reibungsloser und wirksamer
Riickkehrverfahren einschlieBlich deren Handhabung und Durchfiihrung.
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Artikel 12
Riickkehrmafsnahmen

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe ¢ dieser
Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemaf3 Artikel 13 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemiB Artikel 19 dieser
Verordnung werden hinsichtlich der Riickkehr MaBBnahmen aus dem Fonds gefordert, die sich auf
die in Artikel 11 dieser Verordnung genannten Personen konzentrieren. Dabei werden aus dem

Fonds insbesondere folgende MaBBnahmen gefordert:

a) die zur Vorbereitung von Riickfiihrungsaktionen erforderlichen Maflnahmen wie
beispielsweise MaBnahmen, die zur Identifizierung der Drittstaatsangehorigen, zur

Ausstellung von Reisedokumenten und zum Auffinden von Familienangehorigen flihren;

b) Zusammenarbeit mit den Konsularstellen und Einwanderungsbehdrden von Drittstaaten im
Hinblick auf die Erlangung von Reisedokumenten, die Erleichterung der Riickfithrung und

die Gewahrleistung der Riickiibernahme;

C) Hilfen bei freiwilliger Riickkehr, einschlielich Gesundheitschecks und medizinischer
Hilfe, Reisevorbereitungen, Hilfszahlungen und Beratung und Hilfe vor und nach der

Riickkehr;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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d) Abschiebungen, einschlieBlich diesbeziiglicher Malnahmen, im Einklang mit den im
Unionsrecht festgelegten Standards, ausgenommen technische Zwangsmittel (Ausriistung);

e) MafBnahmen zur Einleitung der Reintegration im Hinblick auf die personliche
Weiterentwicklung des Riickkehrers, wie finanzielle Anreize, Ausbildung und Hilfe bei der
Arbeitssuche oder der Aufnahme einer selbstidndigen Téatigkeit;

f) Einrichtungen und Leistungen in Drittldindern, mit denen eine angemessene
voriibergehende Unterbringung und Aufnahme bei der Ankunft gewihrleistet werden
sollen;

2) spezielle Unterstiitzung von schutzbediirftigen Personen.

PE-CONS 142/13 AMM/mhz 59

DGD DE



Artikel 13

Praktische Zusammenarbeit und Mafinahmen zum Kapazitditsaufbau

Im Rahmen des spezifischen Ziels gemif3 Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c dieser
Verordnung, angesichts der Ergebnisse des Politikdialogs gemdf3 Artikel 13 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" und im Einklang mit den Zielen der nationalen Programme gemiB Artikel 19 dieser
Verordnung werden hinsichtlich der praktischen Zusammenarbeit und des Kapazititsautbaus

folgende Maflnahmen aus dem Fonds gefordert:

a) MalBnahmen zur Férderung, Entwicklung und Intensivierung der operativen Zusammen-
arbeit und des Informationsaustauschs zwischen den fiir RiickkehrmafBnahmen zustiandigen
Dienststellen und anderen Behorden der Mitgliedstaaten, die an der Riickfiihrung beteiligt
sind, auch mit Blick auf die Kooperation mit den Konsularbehorden und fiir Einwanderung

zustindigen Dienststellen von Drittlindern sowie gemeinsame Riickfiihrungsaktionen;

b) MalBnahmen zur Férderung der Zusammenarbeit zwischen Drittlindern und den fiir
RiickfiihrungsmalBnahmen zustdndigen Dienststellen der Mitgliedstaaten, einschlieBlich
MaBnahmen zur Starkung der Kapazititen der Drittldnder fiir die Durchfiihrung von
Riickiibernahme- und Reintegrationsmafinahmen, insbesondere im Rahmen von

Riickiibernahmeabkommen;

c) Maflnahmen zur Verbesserung der Fahigkeit, eine wirksame und nachhaltige Riickkehr-
politik zu betreiben, insbesondere durch Informationsaustausch iiber die Lage in den
Riickkehrlédndern und {iber bewdhrte Vorgehensweisen, Erfahrungsaustausch und

Biindelung von Ressourcen zwischen den Mitgliedstaaten;

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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d) Verbesserung der Fahigkeit zur Erhebung, Analyse und Verbreitung von detaillierten und
systematischen Daten sowie detaillierten und aufgeschliisselten Statistiken iiber Riickkehr-
verfahren und -mafinahmen, Aufnahme- und Haftkapazitdten, Abschiebungen und

freiwillige Riickkehr, Monitoring und Reintegration;

e) MaBnahmen, die unmittelbar zur Evaluierung der Riickkehrpolitik beitragen, wie nationale
Folgenabschédtzungen, Umfragen bei Zielgruppen, Erarbeitung von Indikatoren und

Benchmarking;

f) InformationsmafBnahmen und -kampagnen in Drittlaindern zur Stiarkung des Bewusstseins

fiir geeignete legale Migrationskanéle und fiir die Risiken der illegalen Einwanderung.
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(1

2

3)

KAPITEL V
FINANZ- UND DURCHFUHRUNGSRAHMEN

Artikel 14
Gesamtmittel und Durchfiihrung

Die Gesamtmittel fiir die Durchfithrung dieser Verordnung belaufen sich auf 3 137 Mio.

EUR in jeweiligen Preisen.

Die jdhrlichen Mittel werden vom Europdischen Parlament und vom Rat in den Grenzen

des mehrjdhrigen Finanzrahmens bewilligt.

Die Ausfiihrung der Gesamtmittel erfolgt durch
a)  nationale Programme gemif Artikel 20;
b)  MaBnahmen der Union gemiB Artikel 21;

c)  Soforthilfe gemal3 Artikel 22;

PE-CONS 142/13 AMM/mhz
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“4)

d) das Europidische Migrationsnetzwerk gemil3 Artikel 23;
e) technische Hilfe gemil3 Artikel 24.

Die im Rahmen dieser Verordnung zugewiesenen Haushaltsmittel fiir UnionsmaB3nahmen
nach Artikel 20 dieser Verordnung, fiir Soforthilfe nach Artikel 21 dieser Verordnung, fiir
das Europiische Migrationsnetzwerk nach Artikel 22 dieser Verordnung und fiir
technische Hilfe nach Artikel 23 dieser Verordnung werden im Weg der direkten
Mittelverwaltung geméal Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU, Euratom)
Nr. 966/2012 und, wenn dies angemessen ist, in indirekter Mittelverwaltung geméf
Artikel 58 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 ausgefiihrt. Die
Haushaltsmittel fiir nationale Programme nach Artikel 19 dieser Verordnung werden im
Wege der geteilten Mittelverwaltung gemil3 Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 ausgefiihrt.
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(5) Die Kommission ist weiterhin nach Artikel 317 AEUV zusténdig fiir die Ausfiihrung des
Haushaltsplans der Union und erstattet dem Européischen Parlament und dem Rat Bericht

iber die von anderen Einrichtungen als Mitgliedstaaten durchgefiihrten MaBBnahmen.

(6) Unbeschadet der Vorrechte des Européischen Parlaments und des Rates wird der

vorrangige finanzielle Bezugsrahmen (Richtbetrige) wie folgt verwendet:
a) 2752 Mio. EUR fiir die nationalen Programme der Mitgliedstaaten;

b) 385 Mio. EUR fiir Unionsmaflnahmen, Soforthilfe, das Europdische
Migrationsnetzwerk und technische Hilfe der Kommission, wovon mindestens 30 %

fiir UnionsmafBnahmen und das Europdische Migrationsnetz verwendet werden.
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Artikel 15
Mittel fiir forderfihige Mafinahmen in den Mitgliedstaaten

(1) Der Betrag von 2 752 Mio. EUR wird den Mitgliedstaaten wie folgt vorldufig zugewiesen:

a)

b)

2 392 Mio. EUR werden gemif3 Anhang I zugewiesen. Die Mitgliedstaaten weisen
mindestens 20 % dieser Mittel dem spezifischen Ziel gemil Artikel 3 Absatz 2
Unterabsatz 1 Buchstabe a und mindestens 20 % dieser Mittel dem spezifischen Ziel
gemil Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b zu. Die Mitgliedstaaten konnen
nur dann von diesen Mindestprozentsidtzen abweichen, wenn sie in ihrem nationalen
Programm eingehend darlegen, weshalb eine unter dieser Schwelle liegende
Mittelzuweisung die Verwirklichung des Ziels nicht gefdhrdet. Was das spezifische
Ziel gemdl} Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a betrifft, so darf der in
dieser Verordnung festgelegte Mindestprozentsatz von Mitgliedstaaten mit
Strukturdefiziten bei Unterbringungsinfrastrukturen und -diensten nicht

unterschritten werden.

360 Mio. EUR werden gemifl dem Verfahren zur Zuweisung der Mittel fiir
spezifische Malnahmen nach Artikel 16, fiir das Neuansiedlungsprogramm der
Union nach Artikel 17 und fiir die Uberstellung von internationalen Schutz
genieBBenden Personen von einem Mitgliedstaat zu einem anderen Mitgliedstaat nach

Artikel 18 zugewiesen.
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(2) Mit dem Betrag nach Absatz 1 Buchstabe b werden gefordert:
(a) spezifische Maflnahmen nach Anhang II,

(b) das Neuansiedlungsprogramm der Union nach Artikel 17 und/oder die Uberstellung
von internationalen Schutz genieBenden Personen von einem Mitgliedstaat zu einem

anderen Mitgliedstaat im Einklang mit Artikel 18.

3) Mittel nach Absatz 1 Buchstabe b dieses Artikels, die weiterhin verfiigbar sind, sowie
weitere verfiigbare Mittel werden im Rahmen der Halbzeitliberpriifung gemiB Artikel 15
Verordnung (EU) Nr. .../2014" anteilméBig den Grundbetriigen fiir nationale Programme

nach Anhang I dieser Verordnung zugewiesen.

* ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD)) einfiigen.
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(1

2

3)

Artikel 16
Mittel fiir spezifische Mafsnahmen

Gemal Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe a kann den Mitgliedstaaten ein zusitzlicher Betrag
zugewiesen werden, sofern er im Programm ausgewiesen ist und er zur Durchfiihrung der

spezifischen MaBBnahmen nach Anhang II verwendet wird.

Damit neuen politischen Entwicklungen Rechnung getragen werden kann, erhilt die
Kommission die Befugnis, im Zusammenhang mit der in Artikel 15 Verordnung (EU)

Nr. .../2014" genannten Halbzeitiiberpriifung gemil Artikel 26 dieser Verordnung
delegierte Rechtsakte fiir die Anderung von Anhang II zu erlassen. Auf der Grundlage der
gednderten Liste der spezifischen Mafinahmen konnen Mitgliedstaaten vorbehaltlich der
Verfligbarkeit von Haushaltsmitteln einen Zusatzbetrag gemall Absatz 1 dieses Artikels

erhalten.

Die zusétzlichen Mittel nach den Absdtzen 1 und 2 dieses Artikels werden den
Mitgliedstaaten durch Finanzierungsbeschliisse zur Genehmigung oder Anderung ihrer
nationalen Programme im Zusammenhang mit der Halbzeitiiberpriifung geméfl dem
Verfahren nach den Artikeln 14 und 15 der Verordnung (EU) Nr. .../2014" zugewiesen.
Diese Mittel diirfen nur fiir die Durchfiihrung der spezifischen Malnahmen nach Anhang

IT dieser Verordnung verwendet werden.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung in PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD)) einfiigen.
ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 17

Mittel fiir das Neuansiedlungsprogramm der Union

(1) Alle zwei Jahre erhalten die Mitgliedstaaten neben der gemél Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe a berechneten Mittelzuweisung zusitzliche Mittel nach Mafigabe von Artikel 15
Absatz 2 Buchstabe b in Form eines Pauschalbetrags von 6 000 EUR je neu angesiedelter

Person.

(2) Der Pauschalbetrag nach Absatz 1 erhdht sich auf 10 000 EUR fiir jede Person, die gemif
den nach Absatz 3 festgelegten und in Anhang III aufgefiihrten gemeinsamen
Neuansiedlungspriorititen der Union neu angesiedelt wird, und fiir jede schutzbediirftige

Person nach Absatz 5.
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3) Die gemeinsamen Neuansiedlungsprioritidten der Union stiitzen sich auf folgende

allgemeine Personenkategorien:

a)  Personen aus einem Land oder einer Region, das/die fiir die Teilnahme an einem

regionalen Schutzprogramm benannt wurde;

b)  Personen aus einem Land oder einer Region, das/die im vom UNHCR
prognostizierten Neuansiedlungsbedarf aufgefiihrt wird und wo das gemeinsame
Handeln der Union einen erheblichen Beitrag zur Deckung des Schutzbedarfs leisten

wiirde;

c)  Personen, die unter eine der in den Neuansiedlungskriterien des UNHCR

aufgefiihrten Kategorien fallen.

(4) Die Kommission erhilt die Befugnis, gemilB Artikel 26 delegierte Rechtsakte zur
Anderung von Anhang III zu erlassen, die sich auf die in Absatz 3 dieses Artikels
genannten allgemeinen Kategorien stiitzen, wenn eindeutige Griinde dafiir vorliegen oder

das UNHCR entsprechende Empfehlungen ausgesprochen hat.
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(5) Die nachstehenden schutzbediirftigen Personengruppen kommen ebenfalls fiir den

Pauschalbetrag nach Absatz 2 in Betracht:
a)  gefdhrdete Frauen und Kinder,
b)  unbegleitete Minderjdhrige,

c)  Personen, die medizinische Betreuung bendtigen, die nur durch eine Neuansiedlung

gewihrleistet werden kann,

d)  Personen, die zu ihrem unmittelbaren rechtlichen oder physischen Schutz dringend

neu angesiedelt werden miissen, einschlielich der Opfer von Gewalt und Folter.

(6) Siedelt ein Mitgliedstaat eine Person neu an, die unter mehrere der in den Absétzen 1 und 2
genannten Kategorien fillt, so erhilt er den Pauschalbetrag fiir die betreffende Person nur

einmal.

(7 Mitgliedstaaten konnen gegebenenfalls fiir Pauschalbetridge fiir Familienangehorige der in
den Absitzen 1, 3 und 5 genannten Personen in Frage kommen, sofern diese

Familienangehdrigen gemal dieser Verordnung neu angesiedelt worden sind.
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®)

)

(10)

Die Kommission legt im Wege von Durchfiithrungsrechtsakten den Zeitplan und die
anderen Durchfithrungsbedingungen fiir die Zuweisung der Mittel fiir das Neuansiedlungs-
programm der Union fest. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemél3 dem Beratungs-

verfahren nach Artikel 27 Absatz 2 erlassen.

Die zusitzlichen Mittel nach den Absdtzen 1 und 2 dieses Artikels werden den Mitglied-
staaten erstmals in den gesonderten Finanzierungsbeschliissen zur Genehmigung ihrer
nationalen Programme gemif dem Verfahren nach Artikel 14 der Verordnung (EU)

Nr. .../2014"und anschlieBend in Finanzierungsbeschliissen, die den Beschliissen zur
Genehmigung ihrer nationalen Programme beigefiigt werden, zugewiesen. Diese Mittel

sind nicht auf andere Mallnahmen des nationalen Programms iibertragbar.

Zwecks Verwirklichung der Ziele des Neuansiedlungsprogramms der Union erhélt die
Kommission die Befugnis, gemdl Artikel 26 delegierte Rechtsakte zu erlassen, mit denen
die Pauschalbetridge nach den Absitzen 1 und 2 dieses Artikels im Rahmen der verfiig-
baren Mittel gegebenenfalls angepasst werden, wobei sie insbesondere den jeweiligen
Inflationsraten, einschldgigen Entwicklungen im Bereich der Neuansiedlung sowie
Faktoren Rechnung trégt, die den Einsatz des mit dem Pauschalbetrag verbundenen

finanziellen Anreizes optimieren konnen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 18

Mittel fiir die Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz genief3en

(1) Im Hinblick auf die Anwendung des Grundsatzes der Solidaritit und der gerechten
Aufteilung der Verantwortlichkeiten und im Lichte der Entwicklungen der Politik der
Union im Durchfiihrungszeitraum des Fonds erhalten die Mitgliedstaaten neben der gemil
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe a berechneten Mittelzuweisung zusétzliche Mittel nach
Maligabe des Artikels 15 Absatz 2 Buchstabe b in Form eines Pauschalbetrags von
6 000 EUR je aus einem anderen Mitgliedstaat iiberstellte Person, die internationalen

Schutz genieft.

2) Mitgliedstaaten konnen gegebenenfalls fiir Pauschalbetrdge fiir Familienangehorige der in
Absatz 1 genannten Personen in Frage kommen, sofern diese Familienmitglieder geméaf

dieser Verordnung iiberstellt worden sind.
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3) Die zusitzlichen Mittel nach Absatz 1 dieses Artikels werden den Mitgliedstaaten erstmals
in den gesonderten Finanzierungsbeschliissen zur Genehmigung ihrer nationalen
Programme gemiB dem Verfahren nach Artikel 14 der Verordnung (EU) Nr. .../2014 und
anschlieBend in Finanzierungsbeschliissen, die den Beschliissen zur Genehmigung ihrer
nationalen Programme beigefiigt werden, zugewiesen. Diese Mittel sind nicht auf andere

Maflnahmen des nationalen Programms iibertragbar.

4) Zwecks Verwirklichung der Ziele der Solidaritit und der Aufteilung der Verantwortlich-
keiten unter den Mitgliedstaaten gemél Artikel 80 AEUV erhilt die Kommission die
Befugnis, gemiB Artikel 26 dieser Verordnung delegierte Rechtsakte zu erlassen, mit
denen der Pauschalbetrag nach Absatz 1 dieses Artikels im Rahmen der verfligbaren Mittel
gegebenenfalls angepasst wird, wobei sie insbesondere den jeweiligen Inflationsraten,
einschligigen Entwicklungen im Bereich der Uberstellung von internationalen Schutz
genieBenden Personen zwischen Mitgliedstaaten sowie Faktoren Rechnung tragt, die den

Einsatz des mit dem Pauschalbetrag verbundenen finanziellen Anreizes optimieren konnen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 19

Nationale Programme

(D) Im Rahmen der nationalen Programme, die gemif Artikel 14 der Verordnung (EU)

Nr. .../2014" gepriift und genehmigt werden miissen, verfolgen die Mitgliedstaaten gemf

den in Artikel 3 dieser Verordnung festgelegten Zielen und unter Beriicksichtigung der

Ergebnisse des Dialogs nach Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. .../2014 insbesondere

die nachstehenden Ziele:

a)  Konsolidierung des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems durch Gewéhrleistung
einer wirksamen und einheitlichen Anwendung des Besitzstands der Union im
Asylbereich und des reibungslosen Funktionierens der Verordnung (EU)

Nr. 604/2013. Solche Mafinahmen kdnnen auch die Einrichtung und
Weiterentwicklung des Neuansiedlungsprogramms der Union umfassen;

b)  Ausarbeitung und Weiterentwicklung von Integrationsstrategien, in die samtliche
Aspekte des dynamischen Interaktionsprozesses einbezogen werden und die
gegebenenfalls auf nationaler/lokaler/regionaler Ebene umgesetzt werden miissen,
Berticksichtigung der Integrationsbediirfnisse Drittstaatsangehdriger auf
nationaler/lokaler/regionaler Ebene, Eingehen auf die spezifischen Bediirfnisse
unterschiedlicher Migrantenkategorien und Schaffung funktionierender
Partnerschaften zwischen einschlidgigen Beteiligten;

' ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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)

3)

c)  Entwicklung eines Riickkehrprogramms, das eine Komponente in Bezug auf
freiwillige Riickkehr mit entsprechenden Hilfen und gegebenenfalls eine

Reintegration einbezieht.

Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass bei der Durchfiihrung aller aus diesem Fonds
unterstiitzten Mafinahmen die Menschenrechte und die Menschenwiirde uneingeschrinkt
gewahrt werden. Insbesondere werden im Rahmen derartiger Maflnahmen die in der Charta
der Grundrechte der Europdischen Union verankerten Grundrechte und Grundsétze

uneingeschriankt beachtet.

Vorbehaltlich der Anforderung, die obengenannten Ziele zu verfolgen, und unter
Beriicksichtigung der einzelnen Gegebenheiten streben die Mitgliedstaaten eine gerechte
und transparente Verteilung der Mittel auf die spezifischen Ziele nach Artikel 3 Absatz 2

an.
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Artikel 20

Unionsmafinahmen

(D) Auf Initiative der Kommission kann der Fonds verwendet werden, um lédnderiibergreifende
Malnahmen oder MalBBnahmen zu finanzieren, die fiir die Union von besonderem Interesse
sind (im Folgenden "UnionsmafBnahmen") und die allgemeinen und spezifischen Ziele

gemal Artikel 3 betreffen.
(2) Forderfahig sind Unionsmaflnahmen, die insbesondere auf Folgendes abzielen:

a)  Forderung der Zusammenarbeit in der Union bei der Umsetzung des Unionsrechts
und beim Austausch bewdhrter Vorgehensweisen im Asylbereich, insbesondere im
Bereich der Neuansiedlung und der Uberstellung von Personen, die internationalen
Schutz beantragt haben und/oder genieflen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen
Mitgliedstaat, einschlielich durch Vernetzung und Informationsaustausch, der
legalen Migration, der Integration von Drittstaatsangehorigen einschlieBlich
Unterstiitzung bei der Ankunft und Koordinierungsmafinahmen zur Férderung der

Umsiedlung bei Gemeinschaften, die umgesiedelte Fliichtlinge aufnehmen sollen,

und der Riickkehr;
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b)  Einrichtung von lédnderiibergreifenden Kooperationsnetzen und von Pilotprojekten,
einschlieBlich innovativer Projekte, auf der Grundlage von ldnderiibergreifenden
Partnerschaften zwischen Einrichtungen aus mindestens zwei Mitgliedstaaten, die
zur Stimulierung der Innovation sowie zur Erleichterung des Austauschs von

Erfahrungen und bewéhrten Vorgehensweisen gebildet werden;

¢)  Untersuchungen und Forschungsarbeiten zu mdglichen neuen Formen der
Zusammenarbeit in der Union im Bereich Asyl, Einwanderung, Integration und
Riickkehr und einschldgigem Unionsrecht, sowie die Verbreitung und der Austausch
von Informationen liber bewihrte Verfahren und sdmtliche tibrigen Aspekte der
Asyl-, Einwanderungs-, Integrations- und Riickkehrpolitik einschlieBlich der

Vermittlung der politischen Prioritéten der Europédischen Union nach auf3en;

d)  Entwicklung und Anwendung von gemeinsamen Statistikinstrumenten, -methoden
und -indikatoren zur Messung politischer Entwicklungen im Bereich Asyl, legale

Migration und Integration und Riickkehr durch die Mitgliedstaaten;
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e)  Vorbereitungs-, Monitoring- und Evaluierungsma3nahmen sowie MaBBnahmen zur
administrativen und technischen Hilfe, die fiir die Durchfiihrung der Asyl- und

Zuwanderungspolitik erforderlich sind;

f)  Zusammenarbeit mit Drittlindern auf der Grundlage des Gesamtansatzes der Union
fiir Migration und Mobilitit, insbesondere im Rahmen der Durchfiihrung von
Riickiibernahmeabkommen, Mobilitdtspartnerschaften und regionalen

Schutzprogrammen;

g)  InformationsmafBnahmen und -kampagnen in Drittlindern zur Starkung des
Bewusstseins fiir geeignete legale Migrationskanile und fiir die Risiken der illegalen

Einwanderung.

3) Die UnionsmaBnahmen werden gemif Artikel 6 der Verordnung (EU) Nr. ...12014
durchgefiihrt.

(4) Die Kommission gewéhrleistet eine gerechte und transparente Verteilung der Mittel auf die

Ziele nach Artikel 3 Absatz 2.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 21
Soforthilfe

(1) Aus dem Fonds wird finanzielle Unterstiitzung gewéhrt, um in einer Notlage im Sinne von
Artikel 2 Buchstabe k dringenden spezifischen Erfordernissen gerecht werden zu kénnen.
Die geméal diesem Artikel in Drittlindern durchgefiihrten Mafinahmen stehen mit der
humanitédren Politik der Union im Einklang und ergidnzen sie gegebenenfalls; dabei werden
die im Konsens iiber die humanitéire Hilfe niedergelegten humanitiren Grundsitze

beachtet.

(2) SoforthilfemaBBnahmen werden geméf den Artikeln 6 und 7 der Verordnung (EU)
Nr. .../2014" durchgefiihrt.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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(1

2

3)

Artikel 22

Europdisches Migrationsnetzwerk

Aus dem Fonds wird das Europédische Migrationsnetzwerk unterstiitzt, wobei die fiir seine

Tétigkeiten und seine kiinftige Entwicklung erforderlichen Mittel bereitgestellt werden.

Die Mittel, die dem Europdischen Migrationsnetzwerk auf der Grundlage der jahrlichen
Mittelzuweisungen an den Fonds zur Verfligung stehen, und das Arbeitsprogramm, in dem
die Priorititen seiner Tatigkeit festgelegt sind, werden von der Kommission nach
Zustimmung des Lenkungsausschusses nach dem Verfahren gemif Artikel 4 Absatz 5
Buchstabe a der Entscheidung 2008/381/EG festgelegt. Der Beschluss der Kommission ist
ein Finanzierungsbeschluss im Sinne des Artikels 84 der Verordnung (EU, Euratom)

Nr. 966/2012.

Die finanzielle Unterstiitzung der Arbeit des Europdischen Migrationsnetzwerks erfolgt in
Form von Finanzhilfen an die nationalen Kontaktstellen nach Artikel 3 der Entscheidung
2008/381/EG und gegebenenfalls nach Maligabe der Verordnung (EU, Euratom)

Nr. 966/2012 mittels 6ffentlicher Auftrage. Mit ihr wird sichergestellt, dass diese
nationalen Kontaktstellen eine angemessene und rasche finanzielle Hilfe erhalten. Die
Kosten fiir die Durchfiihrung von Mafinahmen der nationalen Kontaktstellen, fiir die 2014

Finanzhilfen gewdhrt werden, konnen ab dem 1. Januar 2014 bezuschusst werden.

PE-CONS 142/13 AMM/mhz 80

DGD DE



(4) Die Entscheidung 2008/381/EG wird wie folgt gedndert:

a)  Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

"a) er erstellt — auf der Grundlage eines Entwurfs des Vorsitzes — den Entwurf des
Tétigkeitsprogramms, insbesondere was die Ziele, Themenschwerpunkte und
Richtbetrige fiir das Budget jeder nationalen Kontaktstelle anbelangt, um das
reibungslose Funktionieren des EMN sicherzustellen, und billigt diesen
Entwurf;";

b)  Artikel 6 wird wie folgt geéndert:

(i)  Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

"(4) Die Kommission iiberwacht die Durchfiihrung des Tétigkeitsprogramms
und erstattet dem Lenkungsausschuss regelmifig iiber die Durchfiihrung
sowie liber die Entwicklung des EMN Bericht."

(1)) Die Absitze 5 bis 8 werden gestrichen;

c)  Artikel 11 wird gestrichen;
d)  Artikel 12 wird gestrichen.
PE-CONS 142/13 AMM/mhz 81

DGD DE



Artikel 23
Technische Hilfe

(D) Auf Initiative der Kommission und/oder im Namen der Kommission kénnen aus diesem
Fonds jéhrlich bis zu 2,5 Mio. EUR fiir technische Hilfe gemilB Artikel 9 der Verordnung
(EU) Nr. .../2014" verwendet werden.

2) Auf Initiative eines Mitgliedstaats konnen aus dem Fonds gemil Artikel 20 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" technische HilfsmaBnahmen finanziert werden. Der fiir
technische Hilfe bestimmte Betrag darf im Zeitraum 2014-2020 5,5 % des dem
Mitgliedstaat insgesamt zugewiesenen Betrags zuziiglich 1 000 000 EUR nicht

iibersteigen.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 24

Koordinierung

Die Kommission und die Mitgliedstaaten sorgen gegebenenfalls zusammen mit dem Europdischen
Auswirtigen Dienst dafiir, dass bei Malnahmen in und mit Bezug zu Drittlandern Synergien und
Kohérenz mit anderen MaBBnahmen aul3erhalb der Union, die durch Unionsinstrumente unterstiitzt

werden, angestrebt werden. Sie tragen insbesondere dafiir Sorge, dass diese Maflnahmen

a) im Einklang mit der Auenpolitik der Union stehen, den Grundsatz der Politikkohdrenz im
Interesse der Entwicklung wahren und mit den strategischen Programmplanungs-

dokumenten fiir die betreffende Region oder das betreffende Land vereinbar sind;
b) sich auf nicht entwicklungspolitisch ausgerichtete Malnahmen konzentrieren;

C) den Interessen der internen Politiken der Union dienen und mit den Tétigkeiten innerhalb

der Union vereinbar sind.
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KAPITEL VI
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 25
Spezifische Bestimmungen betreffend die Pauschalbetrdge fiir
Neuansiedlungsmaf3nahmen und die Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz

geniefsen, von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat

Abweichend von den Bestimmungen des Artikels 18 der Verordnung (EU) Nr. .../2014"
insbesondere zu Pauschalbetrigen und -sdtzen werden die den Mitgliedstaaten fiir Neuansiedlungs-
mafnahmen und/oder die Uberstellung von Personen, die internationalen Schutz genie3en, von

einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat gemal dieser Verordnung zugewiesenen

Pauschalbetrige

a) nicht an die Verpflichtung gekniipft, statistische oder historische Angaben zugrunde zu
legen, und

b) unter der Voraussetzung gewéhrt, dass die Person, flir die der Pauschalbetrag zugewiesen

wurde, tatsdchlich gemil} dieser Verordnung neu angesiedelt und/oder iiberstellt wurde.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.

PE-CONS 142/13 AMM/mhz 84
DGD DE



(1

2

3)

Artikel 26
Ausiibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission gemaf} den in

diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemdl3 Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17
Absitze 4 und 10 und Artikel 18 Absatz 4 wird der Kommission fiir einen Zeitraum von
sieben Jahren ab dem ... iibertragen. Die Kommission erstellt spitestens neun Monate vor
Ablauf des Zeitraums von sieben Jahren einen Bericht {iber die Befugnisiibertragung. Die
Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um einen Zeitraum von drei Jahren,
es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen

Verldngerung spétestens drei Monate vor Ablauf des Zeitraums von sieben Jahren.

Die Befugnisiibertragung gemaf3 Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17 Absétze 4 und 10 und
Artikel 18 Absatz 4 kann vom Européischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen
werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss genannten Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt
der Europédischen Union oder zu einem im Beschluss {iber den Widerruf angegebenen
spéteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in

Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

ABI.: Bitte das Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung einfiigen.
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4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.

%) Ein delegierter Rechtsakt, der gemdl3 Artikel 16 Absatz 2, Artikel 17 Absétze 4 und 10 und
Artikel 18 Absatz 4 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Européische
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwénde erhoben haben oder wenn
vor Ablauf dieser Frist das Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission
mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf Initiative des Europidischen

Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlédngert.
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Artikel 27

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss "Ausschuss des Fonds fiir Asyl/Migration und

Integration und fiir innere Sicherheit", der durch Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EU)

Nr. .../2014" eingesetzt wurde, unterstiitzt.
2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.
Artikel 28
Uberpriifung
Das Européische Parlament und der Rat {iberpriifen auf Vorschlag der Kommission diese
Verordnung bis zum 30. Juni 2020.
Artikel 29

Anwendbarkeit der Verordnung (EU) Nr. .../2014*

Die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. .../2014" finden unbeschadet des Artikels 4 der

vorliegenden Verordnung auf den Fonds Anwendung.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))

einfiigen.

' ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))
einfiigen.
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Artikel 30
Aufhebung

Die Entscheidungen Nr. 573/2007/EG, Nr. 575/2007/EG und 2007/435/EG werden mit Wirkung

vom 1. Januar 2014 aufgehoben.

Artikel 31

Ubergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung beriihrt weder die Fortsetzung oder Anderung, einschlieBlich der
vollstdndigen oder teilweisen Einstellung, der betreffenden Projekte und Jahresprogramme
bis zu deren Abschluss noch eine finanzielle Unterstiitzung, die von der Kommission auf
der Grundlage der Entscheidungen Nr. 573/2007/EG, Nr. 575/2007/EG und 2007/435/EG
oder einer sonstigen fiir diese Unterstiitzung am 31. Dezember 2013 geltenden Rechts-
vorschrift genehmigt wurde. Diese Verordnung beriihrt weder die Fortsetzung noch die
Anderung, einschlieBlich der vollstindigen oder teilweisen Aufthebung, einer finanziellen
Unterstiitzung, die von der Kommission auf der Grundlage der Entscheidung 2008/381/EG
des Rates oder einer sonstigen fiir diese Unterstiitzung am 31. Dezember 2013 geltenden

Rechtsvorschrift genehmigt wurde.
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(2) Bei dem Erlass von Beschliissen iiber die Kofinanzierung durch diese Verordnung
berticksichtigt die Kommission die Malnahmen, die auf der Grundlage der
Entscheidungen Nr. 573/2007/EG, Nr. 575/2007/EG, 2007/435/EG und 2008/381/EG vor

%* . . . . . .
dem ... beschlossen wurden und sich im Kofinanzierungszeitraum finanziell auswirken.

3) Mittelbindungen fiir die Kofinanzierung, die sie zwischen dem 1. Januar 2011 und dem
31. Dezember 2014 genehmigt hat und fiir die ihr bei Ablauf der Frist fiir die Vorlage des
Schlussberichts die fiir den Abschluss der Maflnahmen bendtigten Unterlagen nicht
vorgelegt waren, hebt die Kommission automatisch bis zum 31. Dezember 2017 auf, wobei

die rechtsgrundlos gezahlten Betrdge zuriickzuzahlen sind.

ABI.: Bitte den Zeitpunkt der Veroffentlichung dieser Verordnung im Amtsblatt einfiigen.
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4)

)

(6)

Betrige, die MaBlnahmen betreffen, die aufgrund von Gerichts- oder Verwaltungsverfahren
mit aufschiebender Wirkung ausgesetzt wurden, werden bei der Berechnung des Betrags

der automatisch aufzuhebenden Mittelbindungen nicht beriicksichtigt.

Bis zum 30. Juni 2015 unterbreiten die Mitgliedstaaten der Kommission Evaluierungs-
berichte liber die Ergebnisse und Auswirkungen der im Rahmen der Entscheidungen

Nr. 573/2007/EG, Nr. 575/2007/EG und 2007/435/EG kofinanzierten Maflnahmen fiir den
Zeitraum 2011-2013.

Bis zum 31. Dezember 2015 unterbreitet die Kommission dem Europdischen Parlament,
dem Rat, dem Europédischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der
Regionen Ex-post-Evaluierungsberichte im Rahmen der Entscheidungen Nr. 573/2007/EG,
Nr. 575/2007/EG und 2007/435/EG fiir den Zeitraum 2011-2013.
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Artikel 32

Inkrafitreten und Anwendung

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union

in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemifB den Vertrdgen unmittelbar in

den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu ...

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prdsident Der Prdsident
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ANHANG I

Mehrjihrige Aufteilung der Fondsmittel nach Mitgliedstaaten fiir den Zeitraum 2014-2020

(in EUR)
% der durch-
schnittlichen | Durchschnitts-
Mitgliedstaat Mindestbetrag | Zuweisungen betrag INSGESAMT
2011-2013 2011-2013
EFF+IF+ERF
AT 5000 000 2,65 % 59533977 64 533 977
BE 5000 000 3,75 % 84 250 977 89 250 977
BG 5000 000 0,22 % 5006 777 10 006 777
CYy 10 000 000 0,99 % 22 308 677 32308 677
Ccz 5000 000 0,94 % 21185177 26 185177
DE 5000 000 9,05 % 203 416 877 208 416 877
EE 5000 000 0,23 % 5156 577 10 156 577
ES 5000 000 11,22 % 252 101 877 257 101 877
FI 5000 000 0,82 % 18 488 777 23 488 777
FR 5000 000 11,60 % 260 565 577 265 565 577
GR 5000 000 11,32 % 254 348 877 259 348 877
HR 5000 000 0,54 % 12 133 800 17 133 800
HU 5000 000 0,83 % 18 713 477 23713 477
IE 5000 000 0,65 % 14 519 077 19 519 077
IT 5000 000 13,59 % 305355777 310355777
LT 5000 000 0,21 % 4 632 277 9632277
LU 5000 000 0,10 % 2160 577 7160 577
LV 5000 000 0,39 % 8751777 13751777
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% der durch-
schnittlichen Durchschnitts-
Mitgliedstaat Mindestbetrag | Zuweisungen betrag INSGESAMT
2011-2013 2011-2013

EFF+IF+ERF
MT 10 000 000 0,32 % 7178 877 17 178 877
NL 5000 000 3,98 % 89419 077 94 419 077
PL 5000 000 2,60 % 58 410477 63410477
PT 5000 000 1,24 % 27776 377 32776 377
RO 5000 000 0,75 % 16915 877 21915877
SE 5000 000 5,05 % 113 536 877 118 536 877
SI 5000 000 0,43 % 9725477 14 725 477
SK 5000 000 0,27 % 5980477 10 980 477
UK 5000 000 16,26 % 365425 577 370 425 577
Summe 145 000 000 100,00 % 2247000 000 |2 392 000 000
Mitgliedstaaten
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ANHANG 11
Liste spezifischer MaBBnahmen geméf Artikel 16

1. Einrichtung und Ausbau von Zentren fiir den Transit und die Erfassung von Fliichtlingen
in der Union insbesondere zur Unterstiitzung von Neuansiedlungsma3nahmen in

Zusammenarbeit mit dem UNHCR.

2. Neue, in Zusammenarbeit mit dem UNHCR eingefiihrte und auf die wichtigsten
Transitldnder ausgerichtete Konzepte fiir den Zugang zu Asylverfahren wie
Schutzprogramme fiir bestimmte Gruppen oder bestimmte Verfahren zur Priifung von

Asylantrigen.

3. Gemeinsame integrationspolitische Initiativen von Mitgliedstaaten, wie gemeinsame
Richtwerte, gegenseitige Kontrolle oder Tests mit europdischen Modulen, beispielsweise
zum Spracherwerb oder zur Organisation von Einfiihrungsprogrammen, mit dem Ziel einer
besseren Abstimmung der Politik zwischen Mitgliedstaaten, Regionen und lokalen

Behorden.
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4. Gemeinsame Initiativen mit dem Ziel der Festlegung und Anwendung neuer Konzepte fiir

erste Maflnahmen und Schutznormen und Hilfe fiir unbegleitete Minderjéhrige.

5. Gemeinsame Riickfiihrungsaktionen, einschlielich gemeinsamer Maflnahmen zur

Durchfiihrung von Riickiibernahmeabkommen der Union.

6. Gemeinsame Projekte zur Reintegration in den Herkunftsldndern zwecks Gewahrleistung
einer dauerhaften Riickkehr und gemeinsame Maflnahmen, um die Kapazitdten von

Drittlindern zur Durchfiihrung von Riickiibernahmeabkommen der Union zu starken.

7. Gemeinsame Initiativen zur Familienzusammenfiihrung und zur Reintegration

unbegleiteter Minderjahriger im Herkunftsland.

8. Gemeinsame Initiativen von Mitgliedstaaten im Bereich der legalen Zuwanderung,
einschlieBlich der Einrichtung gemeinsamer Migrationszentren in Drittlindern, sowie
gemeinsame Projekte zur Forderung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
mit dem Ziel, fiir die Nutzung ausschlielich legaler Migrationswege zu werben und iiber

die Risiken der illegalen Migration zu informieren.
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ANHANG 1T

Liste der gemeinsamen Neuansiedlungsprioritidten der Union

l. Regionales Schutzprogramm in Osteuropa (WeiBirussland, Moldau, Ukraine)

2. Regionales Schutzprogramm am Horn von Afrika (Dschibuti, Kenia, Jemen)

3. Regionales Schutzprogramm in Nordafrika (Agypten, Libyen, Tunesien)

4. Fliichtlinge im Gebiet Ostafrika/gro3e Seen

5. irakische Fliichtlinge in Syrien, Libanon, Jordanien

6. irakische Fliichtlinge in der Tiirkei

7. syrische Fliichtlinge in der Region
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ANHANG 1V

Liste der gemeinsamen Indikatoren fiir die Messung der spezifischen Ziele

a) Starkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Européischen Asylsystems in all

seinen Aspekten, einschlieflich seiner externen Dimension

i)

Zahl der Zielgruppenpersonen, die im Rahmen von aus dem Fonds geforderten

Projekten im Bereich der Aufnahme- und Asylsysteme Hilfe erhalten haben.

Fiir die Zwecke der jahrlichen Durchfithrungsberichte gemif3 Artikel 54 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" wird dieser Indikator folgendermaBen

aufgeschliisselt:

— Zahl der Zielgruppenpersonen, die im Rahmen der Asylverfahren

Informationen erhalten haben und unterstiitzt worden sind,

—  Zahl der Zielgruppenpersonen, die einen Rechtsbeistand und eine

Rechtsvertretung erhalten haben,

— Zahl der schutzbediirftigen Personen und unbegleiteten Minderjéhrigen, die

besonders unterstiitzt worden sind.

ABIL.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 139/13 (2011/0367(COD))

einfiigen.
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iii)

Vi)

Kapazitit (d.h. Anzahl Plitze) neuer Infrastrukturen fiir die Unterbringung zur
Aufnahme gemall den im Besitzstand der Union festgelegten gemeinsamen
Anforderungen und bestehender Infrastrukturen fiir die Unterbringung zur
Aufnahme, die gemil3 denselben Anforderungen als Ergebnis der aus dem Fonds
geforderten Projekte verbessert wurden sowie Prozentsatz im Verhéltnis zur

gesamten Kapazitit fiir die Unterbringung zur Aufnahme;

Zahl der mit Unterstiitzung des Fonds in Asylfragen ausgebildeten Personen sowie
ihr prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der in diesen Fragen ausgebildeten

Personen;

Zahl der Informationsmaterialien tiber die Herkunftsldnder und der mit
Unterstiitzung des Fonds durchgefiihrten Erkundungsmissionen in den

Herkunftslandern;

Zahl der aus dem Fonds geforderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und

zur Evaluierung der Asylpolitiken in den Mitgliedstaaten;

Zahl der mit Unterstlitzung des Fonds neu angesiedelten Personen.
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b) Erleichterung der legalen Zuwanderung in die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem
wirtschaftlichen und sozialen Bedarf wie beispielsweise dem Arbeitsmarktbedarf unter
Zuriickdrangung des Missbrauchs der legalen Migration und Forderung der tatséchlichen

Integration Drittstaatsangehdriger

i)  Zahl der Zielgruppenpersonen, die an aus dem Fonds geforderten Ausreise-

vorbereitungsmafinahmen teilgenommen haben;

i1)  Zahl der Zielgruppenpersonen, die durch EingliederungsmafBBnahmen im Rahmen

nationaler, lokaler und regionaler Strategien aus dem Fonds unterstiitzt worden sind.

Fiir die Zwecke der jahrlichen Durchfiithrungsberichte gemaf3 Artikel 54 der
Verordnung (EU) Nr. .../2014" wird dieser Indikator folgendermaBen weiter

aufgeschliisselt:

— Zahl der Zielgruppenpersonen, denen mit Bildungs- und
AusbildungsmafBnahmen geholfen wurde, auch mit Sprachunterricht und
vorbereitenden Mallnahmen zur Erleichterung des Eintritts in den

Arbeitsmarkt;

— Zahl der Zielgruppenpersonen, die Beratung und Unterstiitzung im Bereich

Unterbringung erhalten haben,;

— Zahl der Zielgruppenpersonen, die medizinisch versorgt und psychologisch

betreut worden sind;

— Zahl der Zielgruppenpersonen, die mit MaBnahmen zur Foérderung der

demokratischen Teilhabe unterstiitzt worden sind;

ABI.: Bitte die Nummer der Verordnung aus PE-CONS 135/13 einfiigen.
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iii)

Zahl der bestehenden lokalen, regionalen und nationalen politischen Rahmen-
vorgaben/MalBnahmen/Instrumente fiir die Eingliederung Drittstaatsangehoriger, an
denen auch die Zivilgesellschaft und Zuwanderergemeinschaften sowie alle
einschldgigen Akteure beteiligt sind und die Ergebnis der aus diesem Fonds

geforderten MaBnahmen sind,

iv)  Zahl der aus dem Fonds geforderten Kooperationsprojekte mit anderen
Mitgliedstaaten zur Forderung der Eingliederung von Drittstaatsangehdrigen;
v)  Zahl der aus dem Fonds geforderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und
zur Evaluierung der Integrationspolitiken in den Mitgliedstaaten;
PE-CONS 142/13 AMM/mhz 4
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c) Forderung gerechter und wirksamer Riickkehrstrategien in den Mitgliedstaaten als Beitrag
zur Bekdmpfung der illegalen Einwanderung mit besonderem Schwerpunkt auf einer
dauerhaften Riickkehr und wirksamen Riickiibernahme in den Herkunfts- und den

Transitlindern
1)  Zahl der mit Unterstiitzung des Fonds in Riickkehrfragen ausgebildeten Personen;

i1)  Zahl der Riickkehrer, die vor oder nach ihrer Riickkehr eine aus dem Fonds

kofinanzierte Reintegration erhalten haben;

iii)  Zahl der Riickkehrer, deren Riickkehr aus dem Fonds kofinanziert wurde, und zwar
sowohl der Personen, die freiwillig zuriickkehrten, als auch der Personen, die

abgeschoben wurden,;
iv)  Zahl der dokumentierten, aus dem Fonds kofinanzierten Abschiebungen;

v)  Zahl der aus dem Fonds geforderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und

zur Evaluierung der Reintegration in den Mitgliedstaaten;
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d) Starkung der Solidaritdt und der Aufteilung der Verantwortung unter den Mitgliedstaaten,
insbesondere gegentiber den von den Migrations- und Asylstromen am meisten betroffenen

Mitgliedstaaten.

1)  Zahl der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder genieflen und mit
Unterstiitzung des Fonds von einem Mitgliedstaat in einen anderen iiberstellt worden

sind;

i1)  Zahl der aus dem Fonds geforderten Kooperationsprojekte mit anderen
Mitgliedstaaten zur Stirkung der Solidaritit und der Aufteilung der Verantwortung

unter den Mitgliedstaaten.

PE-CONS 142/13 AMM/mhz 6
ANHANG IV DGD DE



	a) die Ziele der finanziellen Unterstützung und die förderfähigen Maßnahmen;
	b) der allgemeine Rahmen für die Durchführung förderfähiger Maßnahmen;
	c) die bereitgestellten finanziellen Ressourcen und ihre Verteilung;
	d) die Grundsätze und Verfahren zur Festlegung der gemeinsamen Neuansiedlungsprioritäten der Union; und
	e) die finanzielle Unterstützung für die Tätigkeiten des Europäischen Migrationsnetzwerks.
	i) als "Flüchtling" im Sinne von Artikel 2 Buchstabe e der Richtlinie 2011/95/EU,
	ii) mit "subsidiärem Schutzstatus" im Sinne von Artikel 2 Buchstabe g der Richtlinie 2011/95/EU oder
	iii) mit jedem anderen Status, der nach dem nationalen und dem Unionsrecht dieselben Rechte und Vergünstigungen gewährt wie unter den Ziffern i und ii genannten;
	i) starken Migrationsdruck in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund eines massiven und übermäßigen Zustroms von Drittstaatsangehörigen, bei dem die Einrichtungen für die Aufnahme und Ingewahrsamnahme sowie die Asylsysteme und -verfahren der Mit...
	ii) die Gewährung vorübergehenden Schutzes nach der Richtlinie 2001/55/EG oder
	iii) starken Migrationsdruck in Drittländern, in denen Flüchtlinge wegen Ereignissen, wie beispielsweise politischer Entwicklungen oder Konflikte, gestrandet sind.
	a) Stärkung und Weiterentwicklung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, einschließlich seiner externen Dimension;
	b) Erleichterung der legalen Zuwanderung in die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem wirtschaftlichen und sozialen Bedarf wie beispielsweise dem Arbeitsmarktbedarf, wobei die Einwanderungssysteme der Mitgliedstaaten erhalten bleiben, und Förderung der t...
	c) Förderung gerechter und wirksamer Rückkehrstrategien in den Mitgliedstaaten als Beitrag zur Bekämpfung der illegalen Einwanderung, mit besonderem Schwerpunkt auf einer dauerhaften Rückkehr und wirksamen Rückübernahme in den Herkunfts- und den Tran...
	d) Stärkung der Solidarität und der Aufteilung der Verantwortung unter den Mitgliedstaaten, insbesondere gegenüber den von den Migrations- und Asylströmen am meisten betroffenen Mitgliedstaaten, unter anderem durch praktische Zusammenarbeit.
	Die Verwirklichung der spezifischen Ziele dieses Fonds wird gemäß Artikel 55 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. …/201422F* anhand der in Anhang IV dieser Verordnung wiedergegebenen gemeinsamen Indikatoren und anhand der spezifischen Programmindikatoren ...

	a) Personen mit Flüchtlingsstatus oder subsidiärem Schutzstatus im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU;
	b) Personen, die eine der Formen des internationalen Schutzes nach Buchstabe a beantragt und noch keine endgültige Entscheidung erhalten haben;
	c) Personen, die vorübergehenden Schutz im Sinne der Richtlinie 2001/55/EG genießen;
	d) Personen, die in einem Mitgliedstaat neu angesiedelt oder aus einen Mitgliedstaat überstellt werden oder wurden.
	In Bezug auf die Aufnahmebedingungen und Asylverfahren werden dabei aus dem Fonds insbesondere folgende Maßnahmen gefördert, die sich auf die Personenkategorien nach Unterabsatz 1 dieses Absatzes konzentrieren:
	a) materielle Hilfe, einschließlich Hilfe an der Grenze, Bildung, Ausbildung, Unterstützungsleistungen, gesundheitliche und psychologische Betreuung;
	b) Unterstützungsleistungen wie Übersetzung und Dolmetschen, Bildung, Ausbildung, einschließlich Sprachausbildung, und andere Initiativen, die dem Status des Betreffenden entsprechen;
	c) Einrichtung und Verbesserung von Verwaltungsstrukturen, Systemen und Schulungen für die Mitarbeiter und die zuständigen Verwaltungs- und Justizbehörden, um Asylsuchenden einen effektiven und einfachen Zugang zu Asylverfahren zu gewährleisten und e...
	d) sozialer Beistand, Bereitstellung von Informationen oder Unterstützung bei den administrativen und/oder gerichtlichen Formalitäten und Bereitstellung von Informationen oder Beratung zum möglichen Ausgang des Asylverfahrens, einschließlich zu Aspekt...
	e) Rechtsbeistand und -vertretung;
	f) Ermittlung schutzbedürftiger Gruppen und spezielle Unterstützung schutzbedürftiger Personen, insbesondere im Einklang mit den Buchstaben a bis e;
	g) Schaffung, Weiterentwicklung und Verbesserung alternativer Maßnahmen zur Ingewahrsamnahme.
	Wenn dies als angemessen erachtet und in den nationalen Programmen eines Mitgliedstaats vorgesehen ist, können aus dem Fonds auch integrationsbezogene Maßnahmen wie die Maßnahmen gemäß Artikel 9 Absatz 1 in Bezug auf die Aufnahme der Personen in Unter...
	a) Verbesserung und Erhaltung der bestehenden Unterbringungsinfrastrukturen und -dienste;
	b) Ausbau und Verbesserung der Verwaltungsstrukturen und -systeme;
	c) Information der ortsansässigen Bevölkerung;
	d) Schulung des Personals der Behörden, einschließlich der lokalen Behörden, die mit den in Absatz 1 genannten Personen bei deren Aufnahme in Kontakt kommen;
	e) Aufbau, Betrieb und Ausbau neuer Unterbringungsinfrastrukturen und -dienste und Verwaltungsstrukturen und -systeme, insbesondere um erforderlichenfalls dem strukturellen Bedarf der Mitgliedstaaten gerecht zu werden.
	– in Zentren für den Transit und die Erfassung von Flüchtlingen, insbesondere um Neuansiedlungsmaßnahmen in Zusammenarbeit mit dem UNHCR zu fördern, oder
	– im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats im Rahmen anderer humanitärer Aufnahmeprogramme.
	a) die Einführung und der Ausbau nationaler Neuansiedlungsprogramme und -strategien und anderer humanitärer Aufnahmeprogramme, einschließlich der Bedarfsanalyse, der Verbesserung der Indikatoren und der Evaluierung;
	b) die Einrichtung geeigneter Infrastrukturen und Dienste, mit denen die reibungslose und erfolgreiche Durchführung von Neuansiedlungsmaßnahmen und Maßnahmen in Bezug auf andere humanitäre Aufnahmeprogramme, einschließlich sprachlicher Unterstützung, ...
	c) die Einführung von Strukturen, Systemen und Schulungen von Mitarbeitern, um in Drittländern und/oder anderen Mitgliedstaaten Befragungen durchzuführen, sowie die Vornahme von Gesundheitschecks und Sicherheitsüberprüfungen;
	d) die Beurteilung von potenziellen Neuansiedlungsfällen und/oder Fällen einer anderen Aufnahme aus humanitären Gründen durch die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, beispielsweise durch Dienstreisen in die betreffenden Drittländer, Durchführung...
	e) Gesundheitscheck und medizinische Behandlung vor der Ausreise, Bereitstellung von materieller Hilfe vor der Ausreise, Bereitstellung von Informationen und Integrationsmaßnahmen und Reisevorkehrungen vor der Ausreise, einschließlich der Bereitstellu...
	f) Information und Unterstützung bei der Ankunft oder kurz danach, einschließlich der Bereitstellung eines Dolmetschers;
	g) Maßnahmen zum Zwecke der Familienzusammenführung für Personen, die in einem Mitgliedstaat neu angesiedelt werden;
	h) der Ausbau von migrations- und asylrelevanten Infrastrukturen und Diensten in den Ländern, in denen regionale Schutzprogramme durchgeführt werden sollen;
	i) Schaffung von Bedingungen, die der langfristigen Integration, Autonomie und Selbstversorgung neu angesiedelter Flüchtlinge zuträglich sind.
	a) Entwicklung und Weiterentwicklung derartiger Integrationsstrategien gegebenenfalls mit Beteiligung der lokalen oder regionalen Akteure, einschließlich Bedarfsanalyse, Verbesserung von Integrationsindikatoren sowie Evaluierung, einschließlich partiz...
	b) Beratung und Unterstützung in Bereichen wie Unterbringung, Mittel zum Lebensunterhalt, administrative und rechtliche Orientierungshilfen, medizinische, psychologische und soziale Betreuung, Kinderbetreuung und Familienzusammenführung;
	c) Maßnahmen zur Heranführung von Drittstaatsangehörigen an die Aufnahmegesellschaft und zur Erleichterung der Anpassung an diese, zur Aufklärung von Drittstaatsangehörigen über ihre Rechte und Pflichten, zu deren Einbindung in das bürgerliche und ku...
	d) Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen, auch Sprachschulung und vorbereitende Maßnahmen zur Erleichterung des Eintritts in den Arbeitsmarkt;
	e) Maßnahmen zur Stärkung der Eigenverantwortlichkeit und der Fähigkeit von Drittstaatsangehörigen, für den eigenen Lebensunterhalt zu sorgen;
	f) Maßnahmen zur Förderung nachhaltiger Kontakte und des konstruktiven Dialogs zwischen Drittstaatsangehörigen und der Aufnahmegesellschaft und zur Förderung der Akzeptanz in der Aufnahmegesellschaft auch über die Medien;
	g) Maßnahmen zur Förderung der Gleichbehandlung von Drittstaatsangehörigen im Umgang mit öffentlichen und privaten Dienstleistern, einschließlich Anpassung dieser Dienstleister an den Umgang mit Drittstaatsangehörigen;
	h) Kapazitätsaufbau bei den Empfängern gemäß Artikel 2 Buchstabe g der Verordnung (EU) Nr. .../201432F*, unter anderem durch den Austausch von Erfahrungen und bewährten Vorgehensweisen sowie Vernetzung.
	a) nationale Programme gemäß Artikel 20;
	b) Maßnahmen der Union gemäß Artikel 21;
	c) Soforthilfe gemäß Artikel 22;
	d) das Europäische Migrationsnetzwerk gemäß Artikel 23;
	e) technische Hilfe gemäß Artikel 24.
	a) 2 752 Mio. EUR für die nationalen Programme der Mitgliedstaaten;
	b) 385 Mio. EUR für Unionsmaßnahmen, Soforthilfe, das Europäische Migrationsnetzwerk und technische Hilfe der Kommission, wovon mindestens 30 % für Unionsmaßnahmen und das Europäische Migrationsnetz verwendet werden.
	a) 2 392 Mio. EUR werden gemäß Anhang I zugewiesen. Die Mitgliedstaaten weisen mindestens 20 % dieser Mittel dem spezifischen Ziel gemäß Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a und mindestens 20 % dieser Mittel dem spezifischen Ziel gemäß Artikel...
	b) 360 Mio. EUR werden gemäß dem Verfahren zur Zuweisung der Mittel für spezifische Maßnahmen nach Artikel 16, für das Neuansiedlungsprogramm der Union nach Artikel 17 und für die Überstellung von internationalen Schutz genießenden Personen von einem ...
	(a) spezifische Maßnahmen nach Anhang II,
	(b) das Neuansiedlungsprogramm der Union nach Artikel 17 und/oder die Überstellung von internationalen Schutz genießenden Personen von einem Mitgliedstaat zu einem anderen Mitgliedstaat im Einklang mit Artikel 18.
	a) Personen aus einem Land oder einer Region, das/die für die Teilnahme an einem regionalen Schutzprogramm benannt wurde;
	b) Personen aus einem Land oder einer Region, das/die im vom UNHCR prognostizierten Neuansiedlungsbedarf aufgeführt wird und wo das gemeinsame Handeln der Union einen erheblichen Beitrag zur Deckung des Schutzbedarfs leisten würde;
	c) Personen, die unter eine der in den Neuansiedlungskriterien des UNHCR aufgeführten Kategorien fallen.
	a) gefährdete Frauen und Kinder,
	b) unbegleitete Minderjährige,
	c) Personen, die medizinische Betreuung benötigen, die nur durch eine Neuansiedlung gewährleistet werden kann,
	d) Personen, die zu ihrem unmittelbaren rechtlichen oder physischen Schutz dringend neu angesiedelt werden müssen, einschließlich der Opfer von Gewalt und Folter.
	a) Konsolidierung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems durch Gewährleistung einer wirksamen und einheitlichen Anwendung des Besitzstands der Union im Asylbereich und des reibungslosen Funktionierens der Verordnung (EU) Nr. 604/2013. Solche Maßnahm...
	b) Ausarbeitung und Weiterentwicklung von Integrationsstrategien, in die sämtliche Aspekte des dynamischen Interaktionsprozesses einbezogen werden und die gegebenenfalls auf nationaler/lokaler/regionaler Ebene umgesetzt werden müssen, Berücksichtigung...
	c) Entwicklung eines Rückkehrprogramms, das eine Komponente in Bezug auf freiwillige Rückkehr mit entsprechenden Hilfen und gegebenenfalls eine Reintegration einbezieht.
	a) Förderung der Zusammenarbeit in der Union bei der Umsetzung des Unionsrechts und beim Austausch bewährter Vorgehensweisen im Asylbereich, insbesondere im Bereich der Neuansiedlung und der Überstellung von Personen, die internationalen Schutz beantr...
	b) Einrichtung von länderübergreifenden Kooperationsnetzen und von Pilotprojekten, einschließlich innovativer Projekte, auf der Grundlage von länderübergreifenden Partnerschaften zwischen Einrichtungen aus mindestens zwei Mitgliedstaaten, die zur Sti...
	c) Untersuchungen und Forschungsarbeiten zu möglichen neuen Formen der Zusammenarbeit in der Union im Bereich Asyl, Einwanderung, Integration und Rückkehr und einschlägigem Unionsrecht, sowie die Verbreitung und der Austausch von Informationen über be...
	d) Entwicklung und Anwendung von gemeinsamen Statistikinstrumenten, -methoden und -indikatoren zur Messung politischer Entwicklungen im Bereich Asyl, legale Migration und Integration und Rückkehr durch die Mitgliedstaaten;
	e) Vorbereitungs-, Monitoring- und Evaluierungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur administrativen und technischen Hilfe, die für die Durchführung der Asyl- und Zuwanderungspolitik erforderlich sind;
	f) Zusammenarbeit mit Drittländern auf der Grundlage des Gesamtansatzes der Union für Migration und Mobilität, insbesondere im Rahmen der Durchführung von Rückübernahmeabkommen, Mobilitätspartnerschaften und regionalen Schutzprogrammen;
	g) Informationsmaßnahmen und -kampagnen in Drittländern zur Stärkung des Bewusstseins für geeignete legale Migrationskanäle und für die Risiken der illegalen Einwanderung.
	a) Artikel 4 Absatz 5 Buchstabe a erhält folgende Fassung:
	"a) er erstellt – auf der Grundlage eines Entwurfs des Vorsitzes – den Entwurf des Tätigkeitsprogramms, insbesondere was die Ziele, Themenschwerpunkte und Richtbeträge für das Budget jeder nationalen Kontaktstelle anbelangt, um das reibungslose Funkti...

	b) Artikel 6 wird wie folgt geändert:
	(i) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
	"(4) Die Kommission überwacht die Durchführung des Tätigkeitsprogramms und erstattet dem Lenkungsausschuss regelmäßig über die Durchführung sowie über die Entwicklung des EMN Bericht."

	(ii) Die Absätze 5 bis 8 werden gestrichen;

	c) Artikel 11 wird gestrichen;
	d) Artikel 12 wird gestrichen.
	Mehrjährige Aufteilung der Fondsmittel nach Mitgliedstaaten für den Zeitraum 2014-2020  (in EUR)
	Liste spezifischer Maßnahmen gemäß Artikel 16
	Liste der gemeinsamen Neuansiedlungsprioritäten der Union
	Liste der gemeinsamen Indikatoren für die Messung der spezifischen Ziele
	i) Zahl der Zielgruppenpersonen, die im Rahmen von aus dem Fonds geförderten Projekten im Bereich der Aufnahme- und Asylsysteme Hilfe erhalten haben.
	Für die Zwecke der jährlichen Durchführungsberichte gemäß Artikel 54 der Verordnung (EU) Nr. …/201453F* wird dieser Indikator folgendermaßen aufgeschlüsselt:
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, die im Rahmen der Asylverfahren Informationen erhalten haben und unterstützt worden sind,
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, die einen Rechtsbeistand und eine Rechtsvertretung erhalten haben,
	– Zahl der schutzbedürftigen Personen und unbegleiteten Minderjährigen, die besonders unterstützt worden sind.

	ii) Kapazität (d.h. Anzahl Plätze) neuer Infrastrukturen für die Unterbringung zur Aufnahme gemäß den im Besitzstand der Union festgelegten gemeinsamen Anforderungen und bestehender Infrastrukturen für die Unterbringung zur Aufnahme, die gemäß densel...
	iii) Zahl der mit Unterstützung des Fonds in Asylfragen ausgebildeten Personen sowie ihr prozentualer Anteil an der Gesamtzahl der in diesen Fragen ausgebildeten Personen;
	iv) Zahl der Informationsmaterialien über die Herkunftsländer und der mit Unterstützung des Fonds durchgeführten Erkundungsmissionen in den Herkunftsländern;
	v) Zahl der aus dem Fonds geförderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und zur Evaluierung der Asylpolitiken in den Mitgliedstaaten;
	vi) Zahl der mit Unterstützung des Fonds neu angesiedelten Personen.
	i) Zahl der Zielgruppenpersonen, die an aus dem Fonds geförderten Ausreisevorbereitungsmaßnahmen teilgenommen haben;
	ii) Zahl der Zielgruppenpersonen, die durch Eingliederungsmaßnahmen im Rahmen nationaler, lokaler und regionaler Strategien aus dem Fonds unterstützt worden sind.
	Für die Zwecke der jährlichen Durchführungsberichte gemäß Artikel 54 der Verordnung (EU) Nr. …/201454F* wird dieser Indikator folgendermaßen weiter aufgeschlüsselt:
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, denen mit Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen geholfen wurde, auch mit Sprachunterricht und vorbereitenden Maßnahmen zur Erleichterung des Eintritts in den Arbeitsmarkt;
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, die Beratung und Unterstützung im Bereich Unterbringung erhalten haben;
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, die medizinisch versorgt und psychologisch betreut worden sind;
	– Zahl der Zielgruppenpersonen, die mit Maßnahmen zur Förderung der demokratischen Teilhabe unterstützt worden sind;

	iii) Zahl der bestehenden lokalen, regionalen und nationalen politischen Rahmenvorgaben/Maßnahmen/Instrumente für die Eingliederung Drittstaatsangehöriger, an denen auch die Zivilgesellschaft und Zuwanderergemeinschaften sowie alle einschlägigen Akt...
	iv) Zahl der aus dem Fonds geförderten Kooperationsprojekte mit anderen Mitgliedstaaten zur Förderung der Eingliederung von Drittstaatsangehörigen;
	v) Zahl der aus dem Fonds geförderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und zur Evaluierung der Integrationspolitiken in den Mitgliedstaaten;
	i) Zahl der mit Unterstützung des Fonds in Rückkehrfragen ausgebildeten Personen;
	ii) Zahl der Rückkehrer, die vor oder nach ihrer Rückkehr eine aus dem Fonds kofinanzierte Reintegration erhalten haben;
	iii) Zahl der Rückkehrer, deren Rückkehr aus dem Fonds kofinanziert wurde, und zwar sowohl der Personen, die freiwillig zurückkehrten, als auch der Personen, die abgeschoben wurden;
	iv) Zahl der dokumentierten, aus dem Fonds kofinanzierten Abschiebungen;
	v) Zahl der aus dem Fonds geförderten Projekte zur Entwicklung, zum Monitoring und zur Evaluierung der Reintegration in den Mitgliedstaaten;
	i) Zahl der Personen, die internationalen Schutz beantragt haben oder genießen und mit Unterstützung des Fonds von einem Mitgliedstaat in einen anderen überstellt worden sind;
	ii) Zahl der aus dem Fonds geförderten Kooperationsprojekte mit anderen Mitgliedstaaten zur Stärkung der Solidarität und der Aufteilung der Verantwortung unter den Mitgliedstaaten.

